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Tageschronitk
Der Friedensvertrag in England ratifiziert.

Verzögerung der Ratifikation durch Frankreich. s
Deutſchland ermahnt erneut zur Rückgabe der Kriegs

gefangenen.
Ein Vertrauensvotum der Kammer für Clemenceau.

Auch Oeſterreich ſagt: Unannehmbar.

Das polniſche Kabinett hat demiſſioniert.
Ernſte Lage im engliſchen Kohlenrevier.
Neue ZJentrumswühlereien für die rheiniſche Republik.

Betriebseinſchränkungen infolge der Kohlennot. X
Die Verfaſſung in zweiter Leſung verabſchiedet.

Exploſion eines amerikaniſchen Rieſenluftſchiffes.
e nene

Der Frieden.
Die Ratiſikation in England.

London, 22. Juli. Der Friedensvertrag wurde
in allen Leſungen, nachdem die iriſchen Nationaliſten als Proteſt
S der Haltung der Regierung in der iriſchen Frage eine

ſtimmmng verlangt haben, mit 163 gegen 4 Stimmen
angenommen. Die den engliſchfranzöſiſchen Defenſivver
trag betreffende Vorlage wurde ebenfalls in ſämtlichen Leſungen
angenommen.

Ein „Verbeſſerungsantrag“ Bottomley, in dem das Be
dauern ausgeſprochen wird, daß der Friedensvertrag Deutſch
hand nicht beſtimmte bindende Verpſlichtungen auferlegt, Groß
britannien ſeine geſamten Geldausgaben für den Krieg
zu erſetzen, wurde abgelehnt.

Wie der Parlamentskorreſpondent der „Daily News“
ſchreibt, enihielten ſich in der Debatte die Hauptredner einer ent
ſchiedenen Kritik. Robert Cecit billigte als Ganzes den
Friedensverthag, erhob jedoch ernſtliche Bedenken gegen die Re
gelung betreffend den polniſchen Korridor, das Sagar-
tal, die 15jährige Beſetzung der rechtsrheiniſchen
Brückenköpfe und die Nichtfeſtſetzung der von Deutſchland zu
zahlenden Entſchäödigungsſumme. Cecil ſagte über den Völker
hund Der Bund könne nur glücken, wenn er eine neue Auf
faſfung über die internationalen Beziehungen brächte. Die
Oeffenthichkeit ſolle das Weſen des Völkerbundes ausmachen
e die große Waffe, auf die man ſich verlaſſe, ſei die öffentliche
Meinung.

Wo bleiben nuſere Kriegsgefangenen
Die deutſche Regierung hat den Miniſterpräſidenten

KTlemencegau erneut um baldige Mitteilung betr. Zuſam
menſetzung und Zeitpunkt des Zuſammentritts der Kommiſſion
zur Heimbe förderung der Kriegsgefangenen
erſucht und hat dabei darauf hingewieſen, daß Herr Clemenceau
bereits am 26. Januar d. J. verſprochen habe, die Vertreter der
alliierten und aſſozierten Mächte würden mit größter Vereit
willigkeit eine Kommiſſion zu dieſem Zweck einſehzen, ſobald
der Frieden unterzeichnet ſei. Der Friede ſei unterzeichnet und
bereits von Deutſchland ratifiziert. Aber immer noch warte die
e ler vergeblich auf die Vildung der erwähnten

ommiſſion.

Die Kohlen- Verhandlungen in Verſailles.

Schwerſte Gefährdung des deutſchen
Wirtſchaftslebens.

z Am Montag fand in Verſailles eine erſte Be
ſprechung zwiſchen den Vertretern der alliierten und aſſozi
terden Regierungen und Vertretern der Deutſchen Regierung
und deutſchen Sachverſtändigen über die Kohlenlieferun-

en ſtatt, die Deutſchland gemäß Anlage 5 zu Artikel 236 des
Friedensvertvages an die Entente zu leiſten hat.

Die deutſchen Delegierten legten die gegenwärtige Kohlen
lage Deutſchlands dar, aus der ſich ergibt, daß die Abgabe von
Kohlen an die Entente unter den hädie ſchwerſte Gefährdung, ja unter Umſtänden den als

Zuſammenbruch des deutſchen
ſich zinhen muß. Die allierten und
verlangten die Vorlage eines Planes über

h e eWirtſchaftslebens nach
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aſſoziierten Regierungen
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Unſere chemiſche Jnduſtrie ſoll vernichtet werden.
Nach den „Daily News“ erklärte auf der Konferenz der

engliſchen Geſellſchaft für chemiſche Jnduſtrie in London deren
Präſident, es ſei patriotiſche Pflicht, die Vorherrſchaft
Deutſchlands in der chemiſchen Jnduſtrie für alle
Zeit zu vernichten. Für dieſen echt engliſchen Vorſchlag
benutzte der Redner den Vorwand, Deutſchland müſſe für alle
Zeit außerſtande geſetzt werden, durch Maſſenherſtellung gif
iger Gaſe die Welt zu beherrſchen.

Der Kaiſerprozeß.

Ein Spiel mit Worten.
Nach Meldung des Londoner Korreſpondenten des

„Nieuwe Courant“ wären die Alliierten der Anſicht, daß ſie den
Kaiſerprozeß als einen Teil des Friedensabkom-
men s, zu deſſen Ausführung ſie verpflichtet ſind, nicht fallen
baſſen können. Man werde von Holland nicht verlangen, den
Kaiſer auszuliefern, ſondern die Alliierten werden die hollän
diſche Regierung um ſeine „Uebergabe“ (overgave) bitten.
Sie ſind der Anſicht, daß Holland dann keine Bedenken gegen die
Auslieferung ſallen laſſen wird. (!1)

Aburteilung in einem neutralen Lande
„Reuter“ meldet unter dem 21. Julk aus London:

Unterhauſe wurde bei den Debatten über die verſchiedenen
Teile des Friedensvertrages auch die Vorgerichtſtellung
des Kaiſers in London beſprochen. Man iſt vollſtändig
mit der Auffaſſung einverſtanden, daß der Exkaiſer vor Gericht
geſtellt werden müſſe, aber man hält ihn einer Aburteilung in
London nicht wert. Marlean ſagte, er ſei der Meinung,
daß die Vorgerichtziehung in einem oder dem anderen neutralen
Lande ſtattfinden müſſe.

Zur frauzöfiſchen Kabinettskriſis.

Genf, 22. Juli. Clemenceau wird in der heutigen
Kammerſitzung für ſich und ſein ganzes Kabinett die Ver
trauensfrage ſtellen. Die vorwöchige Mehrheit verlangt
aber die Neuerſetzung von mindeſtens drei Mi-
niſterpoſten, daruntar die des Finanzminniſters Klotz,
der aber nur ungern ſich von dem viel genannten Tardien
erſetzen laſſen will.

Ein Vertrauensvotum für Clemenceau,

Paris, 22. Juli. (Reuter.) Nach erregter Debatte über
die Wirtſchaftspolitik der Regierung hat die Kammer mit 289
gegen 176 Stimmen der Regierung ihr Vertrauen
ausgeſprochen.

Rekonſtruktion des engliſchen Kabinetts

Amſterdam, 22. Juli. Wie aus London gemeldet wird,
hat Vonar Law im Unterhaus erklärt, daß im Zuſammenhang
mit der Bildung einer neuen Zentrumspartei eine Rekonſtruk-
tion des Kabinetts erwogen werde. Die Umbildung des Mini-
ſteriums ſoll ſo ſchnell als möglich ſtattfinden. Der konſervative
Führer Bonar Law beabſichtigt, ſich aus dem politiſchen
Leben zurückzuziehen, will aber ſeinen Entſchluß erſt
durchführen, wenn ſich die innerpolitiſche Lage geklärt hat.
Lloyd George ſoll es abgelehnt haben, die Leitung der
neuen Partei zu übernehmen, ſo daß jetzt als deren Führer
Winſton Churchill in Betracht kommt.

Aufbanſchung des Falles Manheim.
„Daily Mail“ meldet aus Paris: Marſchall Foch iſt aus

bevor-

gegen einen Wehrloſen.

Im

Gegen die geplante Vermögens
abgabe,

Jn dem Geſetzentwurf über das Reichsnotopfer iſt bezüg
lich der Abgabe und der Höhe der Steuerſätze kein Unterſchied ge
macht, ob es ſich um Betriebsvermögen oder um ſog. Genuß-
vermögen handelt. Die ſteuerliche Belaſtung ſoll die gleiche
fein, ſie ſoll ſich auch in beiden Fällen auf 30 Jahre erſtrecken.

Mit volber Sicherheit iſt vorauszuſehen, daß die geplante dau
ernde Belaſtung des arbeitenden Kapitals unſerer Volkswirtſchft
unabfehbaren Schaden zufügen müßte. Jn dieſem Sinne hart
der frühere Staatsſekretär des Reichswirtſchaſtsamts Dr. Auguſt
Müller (Mehrheitsſozialiſt) ſeine warnende Stimme erhoben.
In einem in der „Nat.Ztg.“ erſchienenen Auſſatz, der allgemein
die Gefahr revolutionärer Finanzpolitik behandelt, weiſt er be
ſonders auf folgende Bedenken hin:

„Werden ſolche enormen Steuern als Sonderſteuern auf
die rebativ geringe Zahl von Vermögen gelegt, ſo beſteht die
große Geſaghr daß der Betrag, der eigentlich in Neuanlagen, Ab
ſchreibungen, Experimenten und Verſuchen, kurz, zu dem Zwecke
die Produktion auf ſtets wachſender techniſch vervollkommneter
Stufenfolge kontinuierlich fortzuentwickeln, angelegt werden
ſoll, durch die Steuer erfaßt wird. Das muß in ganz kurzer
Zeit den Stillftend und ſchließlich den Rückgang des Ertrages
der geſamten volkswirtſchaftlichen Arbeit zur Folge haben. Der
Kommunmiſt, deſſen Zukunftsideal kleine, mittelſtändleriſche Hand-
werker und Bauernbetriebe bilden. kann an dieſen Folgeerſchei
nungen einer allzu hohen und allzu lange erhobenen Sonder-
ſteuer auf das Vermögen vorübergehen wer aber glaubt, daß
auch in Zukunft gewerbliche Großbetriebe, die dem
rafenden Tempo der techniſchen Entwicklung folgen, das Feld
beherrſchen, der Kuß auch die Kapitalbildung, die die
ſen Entwicklumggang erſt ermöglicht. wollen. Das Hauptbe-
denken gegen das Reichsnotopfer iſt offenbar dieſes, daß es der
deutſchen Jnduſtrie und Landwirtſchaft die Mittel
entzieht, die bisher von ihr aufgewandt wurden, um das
ſtändige Steigen des Produktionsertrages durch
Verbeſſerung und Erweiterung des Produktionsprozeſſes zu er
zieben.“

Von dem Erfordernis, daß Nachteile für unſer Wirtſchafts
leben nach Möglichkeit vermieden werden müſſen, hat ſich auch
der frühere badiſche Finanzminiſter Rheinboldt leiten laſſen,
der ſchon vor längerer Zeit folgenden, jetzt auf dem deutſchnatio-
nalen Parteitag von dem früheren Generaldirektor bei Krupp
Herrn Geh. Finanzrat Dr. Hugenberg aufgenommenen
Vorſchlag gemacht hat.

Um eine gerechte Verteilung der in den Kriegsanleihen
übernommenen Reichsſchuld zu erreichen, empfehle ſich die Be
gebung einer ZJwangsanleihe, die den Geſamtbetrag der
Kriegsanleihen zu umfaſſen hätte und mit einem um 1 bis 23
v. H. niedrigeren Satze zu verzinſen wäre. Der Grundgedanke
iſt der, daß jeder Deutſche, der zur Vermögensabgabe herange
zogen wird, den Betrag der von ihm geſchuldeten Abgabe in
Kriegsanleihe bezw. Zwangsanleihe beſitzen oder erwerben
muß. Auf dieſem Wege ließe ſich auch erreichen, daß ein wirk
liches Reichsnotopfer, eine tatſächlich allgemeine Vermö-
gensabgabe zuſtande kommt. Denn es iſt nicht einzuſehen, wes-
halb wieder einmal nur diejenigen Opfer 7 ſollen, die
dank ihrer Wirtſchaftlichkeit und Sparſamkeit Verſſiögen haben
anſammeln können, während diejenigen, die ihre hohen Ein
kommensbezüge in übermäßiger Lebenshaltung verbraucht
haben, von der Abgabe verſchont bleiben ſollen. Es wäre ferner
möglich, was nicht minder erſtrebenswert iſt, daß durch Betei-
ligung der ſehr zahlreichen Erwerbstätigen, die jetzt ein doppelt
und dreiſfach ſo hohes Einkommen beziehen wie vor oder in der
Kriegszeit, der allgemeine Charakter der Vermögensabgabe zur
Geltung gebrachk wird. Jn dieſem Sinne hat Herr Geheimrat
Hugenberg ausgeführt: „Der Nichtvermögende wird bei der
Erwerbung von Zwangsanleihe durch die Verſicherungsan-
ſtalten vertreten; er hat in Form eines Zuſchlages zu den Ver-
ſicherungsbeiträgen den Wert der auf ihn fallenden Kriegs
anleihen allmählich abzutragen. Nach Abtragung ſtehen die betr
Stücke zu ſeiner Verfügung. Derjenige, der Vermögen beſitßt,
hat außer demſelben Mindeſtbetrage, den der Nichtvermögende
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Der öſterreichiſche Friedensvertrag nnauneymvar.
kanzler R er hat von St. Germain nachgeidieg Tegelen, wo r nut S er

a Arref u er einem
Deutſchland habeder er wen ngetroffen. Deutſch verliere zwei fünftel

völkerung und in wirt r
Erwerbsquellen.

Staatsſekretär des Aeußeren Dr. Bauer bezeichnete in
einer Rede in Wien den Friedensvertrag als eine nationale Un
terdrückung ohnegleichen. Die von Deutſch Oeſterreich zu deden
den Kriegsſchulden werden ungefähr 70 Prozent von 68 Mille
arden betragen ſodaß auſ jeden Kopf 8000 Kronen entfallen.

Oeſterreichiſche Arbeiter für den Wiederafban
Wien, 22. Juli. Die „Politiſche Korreſp.“ erfähr“ aus St. Ger

main, daß bei dem Beſuch Dutaſtas beim Stagisfnzler Renner der
Gedanke auftauchte, die in Dev Deſtorreich her eſchende Arbeits
loſigkeit durch Heranziehung deuilheöſterreichiſcher
Arbeiter bei den Wiederherſtellangs arbeiten in den
zerſtörten Gebieten Frankreichs zu beheen, natürlich nur freiwillig.

Hie Beſatzungs“erhältniſſe im Weſten.

Köln, 22. Juli. Hor den nach Köln eingeladenen Ver
treter aller rheiniſchen Behörden, Beamten- und Berufskreiſe
machte Unterſtach ſekretär Dr. Lewald, der Vorſitzende der

ſchen

Vor Beihilfe zum r

reren W orrvgerihre ver veren men wor dem
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t der
antworten. Morge eine der euſ
Axelrod vor dem Star-hgericht.

Michel ins Stammbhnuqh.

„Nieuwe Rotterdamſche Courant“ ſchreibt ſehr zukreffend zu dem
Streik en Berlin, ſo weit dies ein Sympathieſtreik ſei, ſo werde
geſtreit aus Sympathiefürdie Tatſache, daß der andere
an der Arbeit bleibe. Soweit er jedoch eine Demonſtration be
deute, fo beweiſe er, daß die Berliner mit ihren indernationalen An
ſichten allein daſtehen, und daß die Sympathäe, die ſie für die
franzöſiſchen, engliſchen uſw. Proletarier empfinden, keineswegs
erwidert wird.

Kein internationaler Demonſtratisusſtreik“.
Der Montag iſt in Paris ohne größere Demonſtrationen der

Arbeiterſchaft verlaufen. Jn allen iken wurde gearbeitet. Auch
in London wurden keinerlei Ku nungen und Demonſtrationen
für den Weltfrieden vorgenommen. nſo verlief in Marſeille
und Ly on der Tag ohne weſentliche Kundgebungen. Jn Holland
ſtreikten nur in Amſterdam etwa 400 Arbeiter.

Ruhiger Streikverlauf in Wien.
Wien ſtand am Montag im Zeichen des Generalſtreiks.

deutſchen Komm aſſſion für die Verhandlungen in Verſailles über Der Verkehr ruhte vollſtändig, alle Geſchäfte, Gaſt und Kaffeehäuſer

das Beſetzugeabſonnnen Mitteilungen über den bisherigen
Gang dec Verhandlungen. Aus allen Landesteilen des be
ſetzten, Gebietes, mit Ausnahme des Regierungsbezirks Wies
ba en, waren Vertreter erſchienen, die Gelegenheit nahmen, ihre
ZGünſche ſür die Geſtaltung der Beſetzungsverhältniſſe vorzu
bringen. Der neuernannte Reichs urd Staatskommiſſar v.
Stäarck hielt eine Anſprache über die Aufgaben ſeines Amtes
und entwickelte die Geſichtspunkte, nach denen er beſtrebt ſein
werde, ſich der ihm anvertrauten Jntereſſen anzunehmen.

Demvraliſativn der Saar- Bevölkerung.
Aus dem Saargebiet wird gemeldet, daß dort eine arge

Demoraliſativn unter der Vevölkerung Platz zu greifen
beginnt. Denumziationen gegen deutſche Lehrer und Beamte
aus der Vevölkerung heraus nehmen zu. Selbſt die franzöſiſchen
Veſatzungsbehörden ſprechen ihre Abſcheu über dieſe Holtung
großer Teile der Bevölkerung aus.

Ein nener Dorten-Putſch?
Aus Wiesbeden teilt man der „Frankf. Ztg.“ mit: Man

rechnet hier mit einem neuen Putſch für die „Rhei niſche
Republik“. Seit Sonnabend iſt der tebegraphifche Verkehr
bis auf Handelstelegramme geſperrt. Dorten hat ſich
eine Leibgarde von zunächſt 30 Mann geſchaffen. Oberſt
Pineau hat den Wiesbadener Polizeipräſidenten erſucht, dieſe
Leibgarde in die Schutzmannſchaft einzuveihen. Visher hat ſich
der Polizeipräſident Thon geweigert. Die Ein und Aus
reiſeerlaubnis wird ſehr rigoros gehandheabt.

Ein Mordanſchlag in Koblenz.
Die Pariſer Ausgabe des „Newyork Herald“ Käßt ſich ausKoblenz melden, daß auf den Platzkommandanten, Nee Cock

rill ein Mordanſchlag verübt worden ſei. Es feien, wäh
rend Cockrill in der Kaiſer Wilhelhmsanlage ſpazieren ging. drei
Revolverſchüſſe von hinten auf ihn abgegeben worden, die je
doch nicht twafen. Bisher ſeien die Schuldigen nicht entdeckt;
wahrſcheinlich werde die Stadt mit einer ſchweren Strafe bedacht
werden.

Die deutſchen Beamten in Polen und Schleswig
Aus Poſen wird gemeldet, daß die Polem unter ſtärkſtem

Druck verſuchen, die deutſchen Beamten zu zwingen, in
polniſche Dienſte zu ireten. Der dä niſche Miniſter
Janſen hat in einer Rede geſagt. daß Dänemark nicht beab
ſichtige, die Beamten des abzutvetenden Gebietes weiter zu be
Halten, ſondern wir werden ſie einſchließlich der Lehrer aus den
beſetzten Gebieten gusweilſen. Die Staotsregierung hat den
Belagerungszuſtand in den Gebieten des A. O. K. Süd
genehmigt.

Polniſche Bandenführer gefangen.
Danzig, 22. Juli. Der ſeit Monaten geſuchte Räuber und

Bondenſührer Auguſt Gnadrzinſki und ſein Genoſſe
Spitz a wurden in der Nacht zum 20. Juli durch den Sergean
ten Wiegel und einen Ulanen der zweiten Schwadron der ſächſi
ſchen Uanen bei Charkottenthal in der Tucheler Heide gefangen.
Gnadeczinfti wande dabei ſchwer verletzt. Nach einer anderen
Meldung iſt Gnadezinfki bereits geſtern morgen geſtorben.

Zurückziehung der britiſchen Truppen
ans Nordrußland.

Londom, 22. Juli. Reuter. Churchill teilte im Unterhauſe
mit, daß alle britiſchen Truppen mit Ausnahme der Freiwilligen
truppen und der Militärmifſionen, falls ſich keine Zwiſchenfälle er
eigneten, aus Nord- Rußland zurückgezogen werden ſollen, bevor das
Weiße Meer zugefroren iſt.

Bela Khun gekürzi?
Die „Chicags Tribune“ erhält aus Budapeſt die ver

trauliche Mitteilung, daß Vela Khun un Montag geſtüärzt
und an ſeine Sielle ein Triumvirat geſtellt worden ſei. Er
ſelbſt fei nach Wien geflüchtet. Die Nachricht iſt beisher von
koiner anderen Seite beſtätigt und iſt deshalb mit Vorſicht
aufzunehmen.

a v

Neger-Hegjags in Waſhington.
„DTimes“ melden aus Waſhington daß dort am Sonnaberrd

ine Hetzjagd auf die ganze Negerbevölkerrerg veranſtaltet wurde.
Die Urſache dafür war, daß in den letzten Monaten weiße
Frauen von Negern überfallen worden waren.
Mehrere Hamdert Soldaten und Matroſen und über tauſend
diniliſton internabaen z r f dJiviliſten unternahmen einen allgemeinen Angriff auf die Neger,

die datrch die Straßen gejagt und aus den Trams und Autos
geriſſen und entſezlich mißhandelt wurden. Zur Unterdrückung
der Unruhen mußde die Polizeireſerve auſgeboten rden.

Volksgerichte in Bayern.
Laut „B. T. wird der am 31. Juli 1914 über Bayern ver

hängte Kriegszuſtand vorläufig aufrechterhalten. Anſtelle des

waren geſchloſſen. Die von den ſozialiſtiſchen Parteien veranſtalteten
Verſammlungen und Umzüge nahmen einen vollkommen ruhigen
Verlauf.

Ausſchreitungen und Plündernngen in Stolp.
St o lp i. P., 22. Juli. Jn Anſchluß an eine Verſemmlung der

Kommuniſten und der Unabhängigen vor dem Rathauſe kam es zu
gewalttätigen Ausſchreitungen und Plünderungen verſchiedener Ge
ſchäfte. Die Polizei, die gegen die Plünderer machtlos war. rief die
hier liegenden Huſaren des Hufaren Regiments Nr. 5 zu Hilfe. Bei
dem Kampfe wurde eine Frau getötet, drei weitereFrauen wurden verletzt. Gegen Mitternacht wurde die Ruhe
wiederhergeſtellt.

Kohlennöte in aller Welt.

Ernſte Folgen des engliſchen Bergarbeiterſtreiks.
Der Londoner Berichterſtatter des „Telegraaf“ berichtet, daß der

Kohlenſtreik in MYorkſhire dadurch, daß 50 000 Arbeiter, die mit Pum
pen und anderen allgemeinen Sicherungsarbeiten bechäftigt waren,
die Arbet niedergelegt haben, einen ſehr ernſten Charakter angenom-
men hat. Jn Sheffield beſteht die Gefahr, daß die Stahl und Ma
ſchinenfabriken den Betrieb einſtweilen einſtellen müſſen. Tauſende
von Arbeitern ſind infogle der Kohlennot ſchon jetzt ohne Arbeit.
Der Berichterſtatter der „Times“ meldet aus Sheffield, daß eine in
Süd Yorkſhire eingeleiteſe Unterſuchung ergeben habe, daß bereits
drei Schachtanlagen mit Waſſer vollgelaufen ſind.
Jn anderen Bergwerken ſtrömen große Waſſermengen ein. Man
befürchtet, daß auch die letzten Maſchiniſten die Arbeit niederlegen
werden, wodurch die Ventilation in Frage geſtellt und die Wieder
eröffnung des Beitriebes erſchwert werden würde.

Ausdehnung des Vergarbeiterſtreiks.
Bonar Law erklärte im Unterhaus, der Streik der Kohlenberg-

arbeiter habe ſich im geringen Maße auf Lancaſhire, Notting-
hamſhire und Monmonthſihire ausgedehnt, wo ins
geſamt 38 000 Kohlenbergleute ausſtändig ſeien.

Wien vor einer Kohlenkataßtrophe.
Wien ſteht vor einer vollſtändigen Kohlenkataſtrophe.

Die Elektrizitäts verſorgung wird, wenn nicht ſchleunige
Hilfe eintritt, in dieſen Tagen veliſtändg eingeſtellt werden müſſen.
Die Kohlenzufuhren aus der Tſchecho-Slowakei, aus
Deutſchland und aus Polen ſind ausgeblieben Oeſter
reich ſelbſt verfügt nur über eine äußerſt geringe Steinkohlenproduk-
tion in Steiermark, die für die Eiſenhütten in dieſem Lande ge
braucht werden. Die Stadt Wien beſitzt eigene Kohlenbergwerke, die
aber an der nieder öſterreichiſchungariſchen Grenze liegen, der größere
Teil liegt auf ungariſchem Gebiet und auch von dort kommen faſt
gar keine Kohlenzufuhren.

Betriebseinſchränkungen in Deutſchland.
Die traurigen Folgen des Kohlenmangels machen ſich bereits

bemerkbar. Die große Aktiengeſellſchaft von Julius Pintſch iſt
gezwungen, den Betrieb wegen Kohlenmangels und Blechmangels
einzuſchränken. Etwa 150 Beginte wurden entlaſſen, da die betref
ſenden Abteilungen Liquidiert werden. Die Firma hat den Ent
laſſenen das Gehalt bis Ende November ohne geſetzliche Verpflichtung
bezahlt. Arbeiter werden zunächſt nicht entlaſſen. Aufträge liegen
genug vor, aber wegen Kohlen- und Vlechmangels ſind ſie unaus-
führbar. Schuld daran tragen die Streiks auf den Zechen und den
Eiſenbahnen. Die Eiſenhütten haben keinen Koks; ſie können infolge
deſſen keine Vleche herſtellen. Bei den Firmen Borſig und
Schwartzkopff liegen die Verhältniſſe ähnlich. Unter dieſen
Umſtänden liegt die ſo wichtige Lokomotivenereugung ganz im argen.
Es nicht ausgeſchloſſen, daß es zu einer Kündigung aller Ar-
beiter kommt.

Heuhſche Nationalperſammlung.

Jn der geſtrigen Sitzung der Nationalverſammlung wurde die
zweite Beralung des Verfaſſungsentwurfes mit
dem Artikel 18

territvriale Gliederung des Reiches

fortgeſetzt, zu dem der bekannte Kompromißantrag Loebe (Soz.),
Trimborn (Ztr.), Hei le (Dem.) vorliegt. Der Kompromißan-
trag will in die Uebergangsbeſtimmungen einen neuen Arlikel 164 a

aufnehmen, wonach die Beſtimmungen des Artikels 18, die für den
Fall gelten, daß die Länder nicht zuſtimmen, erſt zwei Jahre nach
Verkündung der Reichsverfaffung in Kraft treten. Ein Antrag der

Abgg. Dr. Graf von Poſadowsky (Dn.) und Gen. will die
Beſtimmungen, die ſich auf die mangelnde Zuſtimmung der Länder
beziehen, ganz ſtreichen, die Abgg. Dr. Heinze (D. Vpt.) und Gen.
beantragen, daß bei mangelnder Zuſtimmung der Länder eine Neu
bildung oder Gebietsänderung nur durch ein Verfafſungsändern des
Reichsgeſetzes erfolgen kann, wenn das Reichsintereſſe es erheiſcht.

Jn Verbindung mit Artikel 18 werden die Artikel 62 und 64
Stimmrecht und Vertretung der Länder) im Reichs
at beraten. Zu Artikel 62 beantragen die Sozialdemokraten Auer

und Gen. die Abänderung, daß Länder, die weniger als eine Million
Einwohner haben, nur dann ſtimmberechtigt ſind, wenn durch Reichs
geſetz anerkannt wird, daß überwiegend wirtſchaftliche Gründe eine
beſondere Vertretung erfordern. Jn Artikel 64 beantragen die Un
abhängigen Frau Agnes und Gen., daß die preußiſchen Stimmen
nicht von den Provinzialverwaltungen, ſondern von den Provinzial
landtagen, und zwar auf Grund des Reichstagswahlrechts zu beſtellen
ſind. Die Abgg. Dr. Heinze D. Vpt) und Gen. beantragen denSdandgerichtas hreten am 1. Wiguſt die durch neues Geſetz er Zuſatz, daß die Stimmen einheitlich für jedes Land abzugeben ſind.

g. mann (Soz.): l funmen dem Rompro nträg'
7 lehnen den Antrag der Deutſchnationglen ab. Die reter
Rheinlande wollen jetzt ine Loslöſungsexperi

men te. Abg. Kaas (Zir.): Wir glauben in dem vorliegenden Kom
promißantrag den Vorwurf einer ehrlichen Verſtändigung gefunden
zu en. Sinnloſe Staatsgründungen ſind zu verhindern. Abg.
Falk (Dem): Heute marſchiert bereits der Gedanke des Einheits
ſtaates. Die Loslöſung der Rheinlande von Preußen
würde gleichbedeutend ſein mit ihrer Los löſung von Deutſch
lam d. Abg. Dr. Philipp (Du.)- Wir werden alle Kräfte in Bewe
gung ſetzen, um die Teilung Preußens zu verhindern
denn die Zertrümmerung Preußens iſt

das letzte Kriegsziel des Feindes,

und dieſen Liebesdienſt kann ihm Artikel 18 nur erleichtern. Ohne
Preußen hätte gerade die Sozialdemokratie keine Exiſtenzberechtigung.
Pr. Miniſter Heine: Preußen iſt nicht abgeneigt, im Intereſſe der
Vereinheitlichung auch preußiſche Gebietsteile herzu
geben, und es verhandelt bereits mit dem Freiſtaat Hamburg und
mit den thüringiſchen Staaten, aber es iſt ſelbſtverſtändlich, daß dann
auch dieſe Staaten dem Wunſche nach Vereinheitlichung der Verwal
tung Rechnung tragen. Wir ſollten uns die Arbeit nicht noch re
erſchweren, daß wir den Apparat des preußiſchen Staates mit ſener
Verwaltungsorganiſation über den Haufen werfen. Jch glaube, der
Artikel 18 entſpricht in ſeiner jetzigen Faſſung den Bedürfniſſen. Abg.
Dr. Heinze (D. Vpt.): Wenn man den preußiſchen Staat vernichtet,
trifft man Deutſchland ins Herz und macht den Wiederaufbau
Deutſchlands unmöglich. (Veifall rechts) Wenn Preußen
zerſchlagen wird, ſo zetfällt es in ein Dutzend von Mittel
ſtaaten, denen das geſunde Staatsgefühl fehlt. (Sehr richtig.)
Heſſiſcher Juſtizminiſter v. Brentano: Auch in Preußen haben ſogar
hoch geſtellte Beamte autonomiſtiſche Pläne ver
treten. Der Staat, wie wir ihn etwa projektieren, würde ein beſſeres
Bollwerk für die deutſche Sache ſein, als alle andere Staaten mit
hakatiſtiſcher Färbung geweſen ſind. Abg. Dr. Haaſe (U. S.): Preu
ßen muß im Reich aufgehen. Dann müſſen aber auch die ſüdveutſchen
Staaten folgen. Ein Schlußantrag Gröber (Zir.), L be (Soz.)
und Blunck (Dem.) wird mit geringer Mehrheit angenommen.
Nach Annahme einer geringfügigen Aenderung wird der Kompromiß-
antrag Löbe-Trimborn-Heile zu Art. 18 in namentlicher
Abſtimmung mit 169 gegen 71 Stimmen bei 16 Stimmenthaltungen
angenommen. Artikel 62 wird in der Ausſchußfaſfung mit einem
von dem Abg. Luppe (Dem.) beantragten Zuſatz angenommen, wo
nach das Stimmenverhältnis im Reichsrat jeweils entſprechend der
Volkszählung neu geregelt werden ſoll. Artikel 164 wird unter
Ablehnung aller Anträge unverändert in der Ausſchußfaſſung ange
nommen. Ebenſo wird Artikel 164 a genchmigt.

Das Haus nimmt nunmehr die geſtern ausgeſetzte Abſtimmung
über

Krtikel 1462 (Rädeartitel)

vor, in der ſämtliche Abänderungsanträge abgelehnt werden, bis
auf den Antrag Delius (Dem.), der im Reichswirtſchaftsrat und
in den Bezirkswirtfſchaftsräten nicht „die wichkigften Berufsgruppen“,
ſondern al le wichtigen Berufsgruppen“ vertreten ſehen will. Mit
dieſer Aenderung wird der Art. 162 in der Ausſchußfaſſung ange
nommen. Zu Artikel 152 (Bodennutzung) wird in namentlicher Ab
ſtimmung der Antrag Au er und Gen. (Soz.), der die Aufhebung
der privaten Regale und Mutungs rechte verlangt,
mit 132 gegen 118 Stimmen angenommen.

Jn der
Nachmittagsſitzung

ſetzt die Berakung ein bei dem Abſchnitt „Vebergangs- und Schluß-
beſtimmungen“. Artikel 164 beſtimmt, daß in den nächſten fünf
zehn Jahren Mitglieder der Familien von Lande s-
herren, die 1918 in Deutſchland regiert haben, nicht zum
Reichspräſidenten gewählt werden kömen. Je ein An-
trag Arnſtadt und Gen. (Dn.) und Dr. Heinze und Gen. (D.
Vpt.) will die Beſtimmungen ſtreichen. Ein Antrag Frau Agnes
und Gen. (A. S)) will, daß die Mitglieder ſolcher Familien, die in
Deutſchland regiert haben, überhaupt nicht zum Reichspräſi-
denten gewählt werden können. Jn der Ausſprache ſprechen ſich mit
Ausnahme der beiden ſozialdemokratiſchen Fraktionen die Redner aller
Parteien gegen die Faſſung des Entwurfes und den Autrag der An
abhängigen, die nur Angſtprodukte ſeien, aus. Der Antrag der
Unabhängigen wird durch Auszählung mit 123 gegen 117 Stimmen
angenommen.

Artikel 167 beſtimmt, daß die Poſt- und Telegraphen-
verwaltungen Bayerns und Württemberg s im Wege
der Verſtändigung bis zum 1. April 1921 auf das Reich über
gehen. Ein gemeinſamer Antrag des Zentrums, der Deutſchnatio-
nalen, der Demokraten und der Sozialdemokraten will bei Mangel
der Verſtändigung die ſämklichen Uebernahmebedingungen durch den
Staatsgerichthof entſcheiden laſſen. Berichterſtatter Abg.
Haußmann teilt mit, daß nach den gepflogenen Verhandlungen
Bayern und Württemberg mit dieſer Löſung der Frage einverſtanden
ſeien. Die Artikel 167 und 168 werden mit der Aenderung nach dem
gemeinſamen Antrage angenommen. Auf Antrag des Abg. Koch
Kaſſel (Dem.) wird Artikel 168 auch auf die Seezeichen erſtreckt. Ein
Antrag Dr. Düringer (Dn.), betr. die Einführung eines Artikels
169 a, wonach eine Eidesleiſtung rechtswirkkſam auch in der Weiſe
erfolgen kann, daß der Schwörende unter Weglaſſung der religiöſen
Eidesformel erklärt: „Jch ſchwöre“, wird angenommen. Artikel 170,
der die Reichsverfaſſung von 1871 und das Geſetz über die vorläufige
Reichsgewalt vom 10. Februar 1919 aufhebt, wird mit einem An
trage D. v. Delbrück (Dn.), wonach behördliche Verordnungen,
die rechtsgültig zuſtande gekommen ſind, bis zu einer anderweiligen
geſetzlichen Regelung gültig bleiben, und ferner einem Antrage Dr.
Quarck (Soz.), daß die Beſtimmungen des Friedensvertrages durch
die Verfaſſung nicht berührt werden, angenommen. Auf Antrag
Dr. Haas (Dem.) wird ein Artikel 171 a, wonach die Aufhebung
der Orden und Ehrenzeichen auf die Kriegsehren-
zeichen der Jahre 1914--1919 nicht angewendet werden ſoll,
angenommen.

Artikel 172 beſtimmt, daß bis zum Zuſammentritt des erſten
Reichstags die Nationalverſammlung als Reichstag
gilt, und daß der bisherige Reichspräſident bis zur gültigen Wahl
eines Nachfolgers Reichspräſident bleibt. Nach längerer De-
batte wird ein Antrag der Unabhängigen, der dahin geändert iſt, daß
der erſte Reichstag am 18. Janugr 1920 gewählt ſein muß,
gegen die Stimmen der Unabhängigen und der Deutſchnationalen
abgelehnt. (Große Heiterkeit.) Artikel 172 wird in der Ausſchuß
faſſung angenommen. Der Schlußartikel 173 gelangt ohne Aus
ſprache zur Annahme. Die vom Ausſchuß beantragten Entſchließun-
gen, die Regierung möge eine Reichsvermitllungsſtelle einrichten,erver die Frage prüfen, ob und inwieweit die Kleinſtaaten unter einer

Million Einwohner beſeitigt werden können, und endlich ein Geſetz
über die Aufhebung der Militärjuſtiz mit der größten Be
ſchleunigung einzubringen, werden fämtlich angenommen.

Damit iſt die zweite Leſung der Verfaſſungsvorlage beendet.
Nächfte Sitzung morgen vormittag 10 Uhr: Entgegen nahme
einer Erklärung der Reichsregierung.

Der demokratiſche Parteitgg.

Jm weiteren Verlaufe der Verhandlungen erteilte der Partei
tag der Fraktion ein Vertrauensvotum und lehnte den Antrag
ab, in dem der Austritt aus der Koalition mißbilligt wird. Die
Beratung des neuen Programms wurde eingeleitet durch ein Referat
des Rechtsanwalts Dr. Frankfurter-Berlin. Der Programmentwurf
wurde ſchließlich einer Kommiſſion von 21 Mitgliedern überwiesen.
Anläßlich des von den Deutſch-Oefterreichern zugedachten Gewalk-
friedens nahm der Parteitag eine Sympathiekundgebung an, in der er
gleichzeitig die Hoffnung auf die Vereinigung mit Deutſchla n
ausſprach. Dann referierte der Abg Kanmann über „Schule un



Er führte u. a. aus: Das Volk müſſe ſich wieder liark und
glauben, die Schwierigkeiten zu ü Für manche

Leute war der Krieg nur eine rieſenhafte Konjunktur. Die Ver
ger re Wel ung und Politik müſſe in viel höherem

bisher erfolgen. glauben an ein wachſendes Volk,
aber es muß erzogen werden.

Naumann erſter Pecteivorſtgzender.

Berklin, 22. Juli. Der demokratiſche Parteitag den Abgtiedereh Naumann e ne n erſten

r Verfügung des Reichspräſidenten iſt Miniſter Dr. Bel1zum Chef des Klchreiſenbaynen r die altung der Rei

eiſenbahnen ernannt worden und mit der Leitung der Vorarbei
für die Vederführung der Staatsbahnen auf das Reich und mit der
BWwanß eines Reichsminiſteriums betraut worden.

t Preußen fordert Schadenerſaz vom Reiche

Die preußiſche Staatsregierung leitete Verhandlungen mit dem
Reiche ein, um die Erſatzanſprüche bei dem Reich für die durch den
Frieden für Preußen eingetretenen Schäden anzumelden.

Nochmalige Durchprüfung des Schulkompromiſſes.

Wie an zuſtändiger Stelle verlautet, ſteht Kultusminiſter Hae
niſſch auf dem Standpunkte, daß das Schulkompromiß noch einmal
durchgeprüft werden muß, und zwar in ſchultechniſcher und verwal
tungstechniſcher Hinſicht. Außerdem ſollen bei der Beratung auch
Sachverſtändige hinzugezogen werden.

Die Sozialiſierung der Elektrizitätsinduſtrie.

Wie die „Leipz. N. N.“ erfahren, beabſichtigt das Reich bei der
Sozialiſierung der elektriſchen Energie den Veſitz der Freiſtaaten und
Kommunen nicht anzutaſten. Eine Ausnahme wird nur
gemacht bei Höchſtſpannungsleitungen. Dieſe ſollen in
den Beſitz des Reiches übergehen.

Horrende Kriegsgewinne.

Nach einer kleinen Anfrage des Abgeordneten Schneider (Sachſen)
in der Nationalverſammlung wird in der Zeitung „Der Holzmarkt“
vom 5. Juli und in Flugblättern behauptet, daß die Kriegsleder
A.G. für jeden Geſchäftsanteil von 5000 Mk. einen Reingewinn
von 132 000 Mk. für das Jahr 1918 ausgezahlt habe. Das entſpricht
er Dividende von 2600 Prozent.

Prinz Max von Vaden noch in Deutſchland

Lörrach, 22. Juli. Die von verſchiedenen Blättern gemeldete
Flucht des Prinzen Max von Baden in die Schweiz iſt unrichtig (7)
Der Prinz befindet ſich ſeit dem 21. Juli in Salem am Bodenſee.
Nur ſeine Familie hat ſich zu einem Beſuche in die Schweiz begeben,

Engliſche Poſt für Deutſchland.

Nach Reuter teilt das engliſche Poſtamt mit, daß jetzt wieder
Poſt für Deutſchland angenommen wird.

Schließung der Flugzengmeiſterei Adlershof-
Die Flugzeugmeiſterei Adlershof ſoll, wie W.

T. B. erfährt, in allernächſter Zeit geſchloſſen werden. Dieſe
Maßnahme hängt mit den Friedensvertragsbeſtim
mun gen zuſammen. Adlershof war im Kriege das Zentval
depot für den Nachſchub alle Fliegerformationen.
Zeitweilig waren dort bis zu 20 000 Mann beſchäftigt.

Ueber Zuſtände in Adlershof a vor vor wir
Tagen das ige geſagt. Schlimm genug. verant
wortlichen Stelken ſie ſo lange geduldet haben, und daß
es jetzt erſt einer Berufung auf den Friedensvertrag bedarf
wenn ihnen ein Ende gemacht werden ſoll. Das Pflichtgeſihl
unſerer Auſſichtsinſtanzen, der militäriſchen wie der bürgerſichen,
hat ſich ſeit dem 9. November ſehr erheblich gewandelt zum
Schaden des deutſchen Volkes, das dieſen „modernen“ Betrieb
obendvrein noch ungleich teurer bezahlen muß, als die ehrliche
und gewiſſenhafte Verwaltung der vorvevolutionären Zeit.

v

h e rerene eldungen iſt laut amtlicher Bekarmigabe die aubnis W ckne moch nicht aufgehoben.

Am Donnexetg eht eine ger Hawanelge te „Kümmel
blättchen“ von guge e u in Halle und Berlin mit ſo

Aus Kreis und Nachbarkreiſen
Von der Univerſität.

23. Juli, Als Pro verſtorbenen Direktors der
Medizini Poliklinik in Dr. Mohr hat der Münchener Irive ozent Dr. med. Hermann Straub einen Ruf erhalten.

Ein Vorſtoß der Unabhängigen.
Halle, 23. Juli. In der Stadtverordnetenſitzung am Montagbeantragte die ha de Fraktion bei Beratung Le Etats der

Allgemeinen Verwaltung, das alt des Oberbürgermeiſters Rive,
des zweiten Bürgermeiſters Seydel, des Stadtſchulrats Brendel und

t Seigegwaßt ab en r d mer rger na r Auffaſſung nicht mehr tzen. ieſerVorſtoß Fer Unabhängigen rief e alen bürgerlichen Parteien Ent

rüſtung hervor, erklärten, den genannten Magiſtratsmitgliedern
des Vertrauen nicht zu entziehen, dem ſchloſſen ſich auch die Mehr
heitsſozialiſten an. ſtundenlanger Ausſprache wurde der An
trag der Unabhängigen mit 32 gegen 24 Stimmen abgelehnt. Das

der Allgemeinen Verwaltung, das in Einnahme mit 136 000
Mk. und in Ausgabe mit 4 262 700 Mk. abſchließt, wurde alsdann
mit einem Zuſatzantrag genehmigt. Die Haushaltspläne für das
Elektrizitätswerk abſchließend mit 2968 370 Mk., für das Gaswerk
mit 5 615 080 Mk., für das Waſſerwerk mit 1 533 400 Mk. in Ein
nahme und Ausgabe wurden genehmigt. Das Kapitel Stadttheater
ſchließt mit einer Einnahme von 494 300 Mk. und einer Ausgabe von
681 377 Mk. ab. Die Verhandlungen dehnten ſich wieder dis in die
zehnte Abendſtunde aus, ein großer Teil der Vorlagen blieb uner
ledigt und ſoll in einer außerordentlichen Sitzung am Freitag er
ledigt werden. z

Aus Provinz und Reich
Vaterländiſche Kundgebung.

Jena, 23. Juli. Zu einer impoſanten Kundgebung geſtaltete
ſich eine vaterländiſche ammlung, die die Jugendgruppe
Jena der Deutſchnationalen Volkspartei über das
Thema „Was iſt jetzt unſere Pflicht mit den Rednern Prof. Lietz
mann, Prof. Plate, Prof. Abel und Prof Rud. Eucken gab. Der The
ologe Lietzmann verlangte Selbſterkenntnis, der Zoologe Plate Ab-
kehr vom Jnternationalismus, der ieniker Abel ſittliche Reinheit
und körperliche Kräftigung, der greiſe Philoſoph Rud. Eucken forderte
Glauben an die deutſche Seele. Die zahlreich verſammelte Bürger
und Studentenſchaft Jenas würdigte die eindringlichen Ausführungen
der Redner durch begeiſterten Beifall.

Ein ruſſiſcher Kriegsgefangener ermordet.

Salzwedel, 23. Juli. Hinter dem Friedhof am Perver wurde
die Leiche des ruſſiſchen Kriegs gefangenen Makar
Walinbuk vom hieſigen h aufgefunden. Die Leiche
wies Verletzungen am Kopf und zwei Schüſſe auf. Sie lag in einem
Kornfelde verſteckt. Wahrſcheinlich ſind die Täter in Kreiſen der ruſ
ſiſchen r zu ſuchen. Die Leiche war vollſtändig aus
geraubt, ſogar die Stiefel waren abgezogen.

Raubmord.
Hannover, 23. Juli. Die 25 Jahre alte Gemüſehändlerin Marie

Doeltgen iſt ermordet worden. Eine Geldfumme von 3000 bis
4000 Mk., die ſie während der Nacht unter dem Kopftkiſſen verbarg,
iſt verſchwunden, ſonſt hat der Raubmörder nichts mitgenommen.

Wettervorausſage
Donnerstag, den 24. Juli. Wechſelnde Bewölkung, mäßig warm,

ſtrichweiſe Regenſchauer.

Aus Stadt und Umgebung
Was gibt es an Lebensmitteln

Fleiſchverkauf auf der Freibank

findet am Donnerstag, den 24. Juli vormittags von 8--9 Uhr ſtatt.
Kirſchenverkauf.

Am Donnerstag, den 24. Juli wird der Kirſchenverkauf fort
geſetzt. Jn den Verkfaufsſtellen Rauch, Markt, und Vogel, Roßmarkt,
kommen Ammern zur Ausgabe an diejenigen Haushaltungen, die
auf Abſchnitt 100 noch keine Kirſchen erhalten haben, ſowie an die
Jnhaber der Lebensmittelhefte 2351-—2400 auf Abſchnittt 99.

Volkstümliche Konzerte.
Das Philharmoniſche Orcheſter Merſeburg unter der bewährten

Leitung des Kopellmeiſters Franke veranſtaltet am Freitag, den 25.
d. M., abends 8 Uhr, ein volkstümliches Konzert im „Caſino“, deſſen
Beſuch empfohlen werden kann. Aehnliche volkstümliche Konzerte
ſollen in Zukunft regelmäßig Freitags veranſtaltet werden.

Angeſtellten- und Arbeiterausſchuß bei den ſtädtiſchen Behörden,

Die Entwürfe der „Ordnung für den Angeſtellten-Ausſchuß der
Stadt Merſeburg und der „Ordnung für die Arbeiter-Ausſchüſſe bei
den ſtädtiſchen Betrieben“ ſind in der Deputation für die Allgemeine
Verwaltung durchberaten und auf deren Vorſchlag vom Magiſtrat
beſchloſſen worden Sie liegen der Stadtverordnetenverſammlung zur
Kenntnisnahme vor.

Die heutige Roman- Fortſetzung

mußte aus kechniſchen Gründen für die nächſte Nummer zurückge-
ſtellt werden. Wir werden es durch eine doppelte Fortſetzung aus
gleichen.

Die Petroleumrationiernng bleibt.

Der Handelsminiſter hat angeordnet, daß die Verteilung von
Petroleum für Kleinbeleuchtungszwecke ſolange den Kommunalver
bänden überlaſſen bleiben ſoll, bis feſtſteht, daß genügend Leuchtöl
zur Deckung von mindeſtens 50 v. H. des Bedarfs für den nächſten
Winter vorhanden iſt oder mit Sächerheit eingeführt werden wird.
Um außerdem für die Winkermonatse eine genügende Menge Leuchtöl
anzufammeln, iſt die Abgabe von Petroleum für Leuchtzwecke wie im
Vorjahr bis zunt 31. Auguſt verboten.

Wollwebwaren dem Handel freigegeben.
Soweit noch die Beſchlagnahme oder Beſchränkung des Erwerbs

und der Verarbeitung von Rohwolle, Wollgeirnen und Wollwebwaren
vorlag, werden, wie die Deutſche Konfektion mitteilt, dieſe nunmehr
nach einem im Reichswirtſchaftsamt gefaßten Beſchluß vollſtändig
aufgehoben. Auch alle Höchſtpreisbeſtimmungen fallen damit fort.
Ferner iſt die Abſicht der behördlichen Bewirtſchaftung und Kontin-

Letzte Depeſchen
Bauers Programmrede in Weimar.

Weimar, 23. Juli. (Eig. Drahtber.) Die heutige Vor
mittagsſitzung der Nationalverſammlung brachte endlich die gro
ßen Programmreden der neuen Regierung. Jn ſeinen faſt ein
ſtündigen Ausführun überließ Miniſterpräſident Bauer
das außenpslitiſche Gebiet faſt ganz dem Außenminiſter Her
mann Müller, der nach ihm zu Worte kam. Er ſtreifte nur
eingangs die Erfüllung des Friedensvertrages und unſere da-
durch bedingten Beziehungen zum Auslande als gegebene Paſſiva
des innerpolitiſchen und insbeſondere des Wirtſchafts
programms. Der Haupteil der Rede Baners beſchäftigte ſich
mit der Wirtſchaftspolitik; er ſtellte folgende drei Gebote auf:
1. Sozialiſierung ſoweit als möglich und keinerlei neue Erſchwe
rung für die künftige Vollſozialiſierung; 2. Sicherſtelkung des
Bedarfs der Minderbemittelten an Nahrung und Kleidung;
3. Fernhaltung überflüſſiger Luxuseinfuhr, die unſere Zahlungs
mittel verſchlechtern müßte.

Foch will die deutſchen Gefangenen zurückhalten!
Rotterdam, 23. Juli. (Eig. Drahtber.) Wie die

„Chicago Tribune“ aus Paris berichtet, wird Foch mit der
Rüchſendung der deutſchen Kriegs gefangenen aufhören,
wen die Stadt Berlin nicht die geforderte eine Milliarde Frank
für Mannheim zahlen will. (1) Jn den leßzten 24 Stunden ſind
kleine deutſchen Kriegsgefangenen mehr freigelaſſen worden. Foch
habe tatſächlich die Vefugnis ſolche Maßnahmen zu treffen, weil
der Kriegszuſtand bis zur Ratiſikation durch Frankreich fort
danere (7). (Unſeres Wiſſens hat der Abtransport der deutſchen
Gefangenen aus Frankreich überhaupt noch nicht begonnen, die
Nachricht erſcheint daher wenig glaubwürdig, obwohl den Fran-
zofen eine derartige ſchändliche Maßnahme wohl zuzutrauen iſt.
D. Red.)

Verzögernug der Ratifikation in Frankreich.
Verſailles, 23. Juli. Der Abg. Franklin Bouil-

lon, Präſident des Ausſchuſſes für auswärtige Angelegenheiten
in der Kammer brachte im Friedensausſchuß einen Antrag
ein, die Ratifizierung des Friedensvertrages
zu verweigern, wenn der Ausſchuß nicht Kenntnis aller
Akten erhelte, die notwendig ſeien, um die Friedensklauſeln und
Handlungen der Regierung zu beurteilen.

Nette Pläne im Rheinland.
Aachen, 23. Juli. Eig. Drahtber.) Die Schaffung einergentierung für einzuführende Textilrohſtoffe, ſoweit e in der Wiſſell-

ſchen Planwirtſchaft vorgeſehen waren, aufgegeben.

e I e en e nntag wird die Königin dieSee Operetten „Die Fledermaus“ von Je Streuß gegeben T
e
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Ein ſelbſtändiger Saarſtagt.

Saarbrücken, 23. Juli. (Eig. Drahtber.) Die Bil
dung eines ſelbſtändigen Saarſtaates nimmt immer feſtere For
men an. an erwartet, daß ſie bereits in den nächſten Tagen
erfolgt. Als Miniſterpräſident des neuen Staates iſt der bis
herige Landrat von Haltern in Ausſicht genommen. d
den Poſten des Finanzminiſters nennt man den Geheimen In
tendanturrat Dr. Brill, für das Kultusminiſterium den,
Stadiſhulrat von Saarbrücken.

Das Entgegenkommen.
Saarbrücken, 23. Juli. (Eig. Drahtber.) Den Verg-

arbeitern des Saarreviers wurde zugeſagt, daß die 7“ſtündige
Arbeitsſchicht vom 1. Auguſt ab eingeführt werden ſoll, falls der
ehn.“hnverkehr wieder ohne Störungen durchgeführt werden

Die Biſchöfe gegen Auslieferung des Kaiſers.
Berlin, 23. Juli. P Drahtber.) Für die bevor

ſtehende Biſchofskonferenz Fulda wurde ein Antrag einbracht, gegen die Auslieferung von Mitgliedern des Nuaiſer-
hauſes an die Entente entſchieden zu proteſtieren.

Ein deutſcher Dampfer befſchlagnahmt.
Nitau, 23. Juli. G. Drahtber.) Der engliſche Mili-

tärgouverneur von Mitau hat den in Libau liegenden Hambur-
ger Dampfer „Holſatia“ trotz des Widerſpruchs des deutſchen
Kapitäns und mit einer ruſſiſchen Abteilung der
bisherigen lettländiſchen Landeswehr an Bord am 260. Jun nach
der Nordfront abgehen laſſen. Gegen dieſes Vorgehen, das
nach der Ratifikation des Friedensvertrages einen eklatanten
Bruch des Völkerrechtes darſtellt, hat die deutſche Gefandtſchaft
in Mitau bei General Gough in Riga nachdrücklich Einfpruch er
hoben.

Das Ereignis.
Rotterdam, 23. Juli. (Eig. Drahtber.) Wie die

Daily Mail meldet, haben am Donnerstag die erſten deutſchen Reiſenden ſeit dem Jahre 1914 wieder engliſchen Boden

betreten. Es handelt ſich um deutſche Vankiers, die nach Eng

e. um Denn Wer eine größerea ießen zur ung enlieferungen eng
Rücktritt des Kabinetts Paderewski.

Warſchau, 23. Juli. Der polmiſche Miniſterrat beſchloß
die Demiſſion des geſamten Kabinetts, deſſen Neubildung ſofort
nach der Rückkehr Paderewskis nach Warſchan erfolgen
ſoll. Das Parlament ſprach nach der Debatte über die Arbeits
loſigkeit dem Miniſter für Schutz der Arbeit und für öffentliche
Arbeiten das Mißtrauen aus, lehnte aber den Antrag ab, auch

z den o wo F u das e rprechen, weil Polen keine Kriegsentſchädigung erhalten hat,ſondern ſogar noch einige Miliarden zadten ſoll.

Italien und die großſlaviſche Gefahr.
„Lugano, 23. Juli. (Eig. Drahtber.) Die römiſche

„Tribuna“ tritt dafür ein, daß Jtalien, analog dem Sonderab
kommen Englands und Amerikas mit Frankreich, mit Deutſchland
und Deutſch Oeſterreich ein Abkommen zur Sicherung vor der
großflawiſchen Gefahr herbeiführen ſolle.

Die Negerunruben in Waſhington
London, 23. Juli. (Eig. Drahtber.) Das Reuterbüro

meldet aus Waſhington: Geſtern abend kam es wieder zu ernſten
Negerunruhen; es wurden vier Perſonen getötet, darunter zwei
Deteftivs, und viele verwundet. Nach der „Times“ Ft wegen
der Negerunruhen der Ve lagerungszuſtand über Waſh
ington verhängt worden.

Streikfolgen in Englans.
Berlin, 23. Juli. (Eig. Drahtber.) Ueber die Aus

dehnung der engliſchen Streiks wird noch berichtet: Jnfolge
Kohlenmangels dürch den Streik in VYortſſhire ſchließen in Leeds
ſchon einige Maſchinenfabriken, acht bis zehntauſend Maſchinen
arbeiter ſind dadurch arbeitslos. Falls Ende der Woche keine
Kohlen kommen, fürchtet man, daß in der Maſchineninduſtrie
von Leeds ungefähr 35 000 Mann ohne Arbeit ſein werden.

Die Spaltung im Berliner Vollzugsrat.
Berlin, 23. Juli. Der radikale Groß- Berliner Vollzugs-

rat ſendet an die Preſſe eine drakoniſche Vekanntmachung, in der er
erklärt, daß auch nach dem Ausſcheiden der mehrheitsfozialiſtiſchen und
demokratiſchen Arbeiterräte nur die Vollver ſammlung und deren Be
ſchlüſſe maßgebend ſeien. Als ausführendes Organ gelte nach wie vor
der Vollzugsrat, der ſich neu konſtituiert und zu Vorſitzenden mit
gleichen Rechten die Genoſſen Nichard Müller und Fritz Raſch
gewählt habe. Er lädt zur nächſten Vollſitzung am nächſten Sonn
abend mit der Tagesordnung: Neuwahl und Neugufbau des
Groß- Berliner Arbeiterrates ein und erſucht alle Arbeiter
räte, dieſe Verſammlung zu beſuchen, andernfalls ſie zur Rechen
ſchaft gezogen werden müßten. (19)

Einziehung des geſamten Paniergeldes?
Weimar, 23. Juli. (Eig. Drahtber.) Wie verlautet trägt

ſich das Reichsfinanzminiſterium wegen der Abſtempelung ſämt
licher Wertpapiere und Zinsſcheine mit der Abſicht, das geſamte
Papiergeld einzuziehen und ſtatt deffen Gutſcheine auszugeben.
Man werde mit den Tauſendmarkſcheinen beginnen und ſie
Nummernweiſe zur Einziehung aufrufen. Dadurch ſollen alle
Beſitzer von Banknoten gezwungen werden, ihr Papiergeld aus
den Bankdepots in Jn- und Ausland herauszuziehen.

Ein amerikaniſches Rieſenluftſchiff abgeſtürzt.
Chicago, 23. Juli. Das neuerbaute große Luftſchiff

geriet auf einen Probeflug in Brand und fiel aus 500 Fuß Höhe
auf ein Bankgebäude. Die Venzinbehälter des Luftſchiffes
explodierten beim Aufſchlagen. Von den Angeſtellten der Bank
wurden 10 getötet und 25 verwundet.

Minenunglück im früheren Operatijonsgebiet.
Cambrai, 23. Juli. Eine auffliegende Mine hat 12 Per

ſonen, darunter ſechs deutſche Kriegsgefangene getötet und zwei
Gefangene verletzt.

v Die heutige Nummer umfaßt 6 Seſtes.
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Bekanntmachung.
Freitag, vormittag 11 Uhrſindet auf hieſigem Güter-

bahnhof Verkanf einer Ladung
gebrauchter Kinoholzbänke mit
Klappſitz öffentlich meiſtbietend
gegen Barzahlung ſtatt.

Eiſenbahn-Güterabfertigung.

In das Handelsregiſter A
Nr. 386 iſt heute die Firma
EduardGolding Metallgießerei
mit dem Sitze in Merſeburg
und als Inhaber der Metall
gießer Eduard Golding in
Merſeburgeingetragen worden.

Merſeburg, den 16. Juli 1919.
Preußiſches Amtsgericht.

Freiwillige Anktion
in Schladebach Nr. 46.
Eonnabend, d. 26. Jnli 1919,

nachmittags 5 Uhr.

Zolgende Gegenſtände kommen
zur Verſteigerung:

1 Herrnſfahrrad mit Gummi-
bereifung, 2Sopha, 1 Kleider
ſchrank; 1. Paneel, 2 Tiſche,
1 Blumentiſch, 1 Kochofen
ohne Aufſatz, Kanonenoſen,2 vollſtänd Stubenfſenſter,

eine 1 u. 2ſährige Ziege
(weiß ohne Hörner) 4Bienen-

körbe, Backoſengerät, 1 Egge,
1 Poſten Lampenſchirme u.
Cylinder, 2 „Dbſthorten, 2Glasballon, 2 Spitzhacken, 1
Poſten getragenes Schuh-
werk, ein 2 rädriger Hand

wagen u. verſchiedene andere
Gegeufſtände, die Sachen find
gebraucht u. im e uten Zuſtande.

Meinharde Kötzſchau.
Auktio tor

eeneenneeeeeeeeeSoGedörrte 9 Pohrrüben

Viehfutter
werden Freiteg, den 25. JFuli,
nachmittags 4.6 Uhr am Kloſter
Ein ochküche) billia abgegeben.

vtes Kreuz.

Duvr ar
esterlicein la Friedensqualität

Meſſer und Gabel
A Dtzö. (Paar) 41,50 Mk.

Eßlöffel 4 Dod. 18,00 Mk.
Kaffeelsffel à Ditzo. 10,80 ar.
echt Eiſengarnſenkel 1

Paar 0,70 Mk.Eiſengarnfenkel Ia
Paar 1,20 Mk.Baumwollſenkel

0,80 Mk.Paarecht Maccoſenkel

Paar 1,00 Mk.Waſchinengarn weiß u. ſchwarz

Rolle 1,10 Mk.Verſendet durch Poſt per Nach

rahme. e erkänferſonder Offerte.

wie Gräſer
eSternwartenſe a. 1., III. rechts

in eder Höhe
monatl. Rückzahlung

verleihen sofortII. Blumo Co., Hamburg 5

Ein Abendzirkel in

r nBuchf., Stenogr. Korresp., Rechtsw.
höh. kaufm. Rechnen, beg. f. Anli. in d.
aächst. Tag. Garant. sich. schneilst.
Fortschritt, da leichtſassliche Methode.

Stundenhon. 1,50 bezw. 1, AMark,Damen u. Herren woſten sich meld. bei

W. Fichtner, Quedlinburg,
Steinweg 74.

Unreines Blut.
Zur Blutreinigung und Aus-

ſcheidung aller Schärfe aus den
ten gibt es nichts Beſſeres
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Echtfarb. Waschmousseline
Meter von

zu Damenhemdblusen und kerren-
Meter

ypo
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i. Taitza
Markt 19. Neumarkt 18.

5 e e eKreissparkadse Mersehburg

Bahnhofſtraße 3
Poſtſcheck-Konto: Leipzig 8806 Fernruf 540

unter Haftnng und Sicherheit der Kreiſes
Spareinlagen mit täglicher Verzinſung werden jeber-

zeit auch im Ueberweiſungsverkehr angenommen.
Rückzatzlungen erfolgen je nach Vereinbarung ſofort ohne

ündigung
Sicherheitsmaßnahmen gegen unberechtigte Abhebungen.
Unbedingte Verſchwiegenheit über alle Geſchäftsvorkommniſſe

An und Verkauf von Wertpapieren.
Einlöſung fälliger Zinsſcheine und geloſter Stücke.

Darlehne an Jedermann
gegen Sicherſtellung durch Hypothek oder Pfand,

Spezialanſtalt z. Förderung des Bargeldloſ. Hahlungsverkehnsg,
Eröffnung von proviſionsfreien Girokonten für Jeder

völlig koſtenloſe Ausführung von Geld Ueberweiſungen
an jede Perſon im Deutſchen Reiche, auch Einziehung von

Schecks und Wechſeln.
Unentgeltliche Abgabe von Formularen und Scheckheften.

Schnellſte Erledigung von ſchriftlichen Aufträgen.

MBI
Frucht- und Rüben-
presse zur Herstel-

lung von Saft.a

e Ganz Stahl und Eisen im Vollbad
e verzinkt, daher rostsicher.J Leichte Bedienung, da Kugel-

lager. Inhalt: 20 Liter. Durch
hohe Druckleistung restlose
Ausbeute des Prebgutes daher

sich die AMBI-PRESSE in kurzer Zeit bezahlt.
Jeder Haushalt wird mit der AMBI-PRESSE endlich in die
Lage gesetzt, seinen Bedarf an Fruchtsaft in hygienisch ein-
wandfreier Weise selbst herzustellen.

AMBI V
Arthur Müller, Bauten und Industriewerke,

Eisengieberei, Maschinenfabrik,

Handlung landwirtschaftlicher Maschinen,

Merseburg.
Friedrichstrabe 8.

W

Fernsprecher 395.

a s Sn er z hat abzugeben 2 ARerzebure gerTageblatt Kreisblatt.) Merſebur

CASIN O
Freitag, den 25. Juli, abends 8 Uhr:

Volks Konzert
ausgeführt vom Phiſharmonisch. Orchester Leitung Kapellmstr. P. Franke.

Eintritt 60 Pfg. einſchließlich Steuer.
Bei ungünſtiger Witterung im Saal.Strandschlösschen.

Mittwoch, den 23, Juli 1919:

Großes Tanzvergnügen
Volles Orcheſter. Neueſte Tänze.

Nur Einutritt! Tanzen freiMittelalterliche Volloſprele in Merſeburg.

Künſtleriſche Leitung: Gottfried Haaß-Berkow.

1. Das Spiel vom Sündenfall.
Paradiesſpiel bei Preßburg in Ungarn 15, Jahrhundert.

2. Totentanz.
Bilderſzene nach Drucken aus dem 15. Jahrhundert.
Jm Saale des Schloßgartenpavillon in Merſehurg

(Eingang Mühlberg)
den 28. Juli nachm. 4 Uhr
den 28. Juli abends 8 UhrDienstag, den 29. Juli nachm. 4 Uhr
den 29. Juli abends 8 Uhr

Theaterzettel die zum Eiutritt berechtigen, im Herzog
Chriſti ian. Preiſe: 3 2 .4. für die Abendvorſtellungen;

WMontag,

hei den Nachmittagsvorſtellungen halbe Preiſe.
Alle Plätze ſind nummeriert.
Einwohner der umliegenden Ortſchaften werden beſonders

auf die Na hGeverlſchaftehind vanfn. Angeſelter

Ortsgruppe Merſeburg.

5 Donnerstag, den 24. Jnli, abends 8 Uhr
h im Gaſthaus „Halber Mond“:

Wichtige Beſprechungen.

Geschlechts-Kranke!
Rasche Milfe! Doppeite Hilfe

Harnröhrenleiden, frischer u. veralt. Ausflub, Heilung in kür-
zester Frist, Syphilis, ohne Berufsstörung, ohne Einspritzung undandere Gifte, Rännessehwsche, ſofortige Hilfe. Ueber jedes der
3 Leiden ist eine ausfährſiche Broschüre erschienen mit zahlr. arztl.
Gutachten und Hunderten freiwilligen Dankschreiben Geheilter. Zu-
sendung kostenlos gegen 25 Pfg. in Marken für Porto in verschl.Doppeldriet ohne Aufdruck durch Spezialarzt Dr. med. Dammann,
Berlin 844 Potsdamerstr. 123 B. Sprechstunden: 9--10, 3--4 Uhr,Zuher Sonnabend und Sonntag. Genaue Angabe des Leidens er-

rderlich, damit die richtige Broschäre gesandt werden kann.

y Raps-Stroh
verkauft

im einzelnen, Donnerstag u.
Freitag von 1i--12 Uhr

Ziegelei Schmidt.

Landſchmiede
mit 5--10 Morgen Acker, einzige
im Orte, mit allen dazu ge
hörigen Jnventar und Ernte
bei 20,000 .4 Anzahl. durchmich ſof. zu verkaufen. Off. an

Albert Franke, Vierſeburg
Halleſche Straße 27.

Gutsverkauf.
Bauerngut mit ca. 300

Morgen Acker, gut Geb. voll
ſtändigen leb. u. tot. Jnventar,
ſchön anſtehender Ernte, in der
Nähe von Gröbers bei 300,000
Anzahl. durch mich ſof. zu ver
kaufen. Offerten an
Albert Frauke, Rierſeburg

ch imwer,
Herren Zimmer,
Damen immer,

Shla immer,
Küchen

in einſoger bis gang

reicher Ausführung
ca. 150 Himmer.

Möbelfabrik
abethatehleen,

Inh. Richard Ziemer,

Halle a. S.,
L Alter Markt 2. n

Tabak- Halleſche Straße 27 erbeten.
Grünkohl Pflanzen Eine zweträdrige
Kohlrüben- fahrbare Waſſer
ſowie friſchen Kohlrabi] reſp. Jauchentonne

bietet an ſar n rTrebſt, Gärtnerei, e ehe e tage
NVordſtraße. Rotes Kreuz.

J werla ſſige, gert
l e

ſofort Sie

Verlorene Töchter

II. Tell.

Stadttheater Halle
Donnerstag 7 Uhr:

„Carmen.“
Freitag, 7 Uhr:tein unter Steinen,.

IvolrIheater, Meru t

Dir.: Arthur Dechnnut.

Donnerstag, den 24. Juli 1919,
abends 8 Uhr

Zum erſten Male!
Kümmelblättchen.

Eine heitere Kriminalgeſchichte
in 3 Akten v. Joh. Overweg,

Sonntag, den 27. Juli 1919,
abends /28 Uhr:

Die Fledermaus.

Operette in 3 Akt v. J. Strauß.

C Deutscher

Offizier Bund
Ortsgruppe Herseburg

Geschäftsstelle
Hälterstr. 4 Ferurut 100.

Geschaftsstunden

Ein Hausgrundſtüch!
mit Garten evtl. 1 Morgen
Land wird tn Delitz a/ Berge
per ſofort oder ſpäter zu kaufen
geſucht. Angebote unter 280
Delitz an die Geſchäftsſtelle
d. Bl. erbeten.
Landgaſthof m. Saal a
ein. Morg Acker zu kaufen o. zu
pachten geſucht. Offert. u. L. G.
S83 an d. Exped. d. Bl. erbeten.

Aelterer
Klempner u. Juſtallateur
in allen Arbeiten erfahren,

ſofort geſucht.

Carl Höſer, Markt
Rebenverdieuſt!

Merſeburger Raſenſportverein
ſucht einen Mann zum Auf-
bauen der Geräte für Sonn
tags und an Wochentags-
abenden. Meldungen find
mündlich oder ſchriftlich an
die Geſchäftsſtelle S. Zeitung
abzugeben.

Arbeitsfrauen
werden geſucht.

Groß Co. G. m. b. H.Louiſenſtraße m

Eine Aufwartung

ſür den ganzen Tag geſucht
Neumüller, Halleſcheſtraße 25.

3—4 Zimmer Wohnung
mit Küche per ſofort geſucht.

Dir. Dechant
Merſeburg, „Tivoli-Theater“.

Wohnung
Zimmer und Küche zum

Oktober in gutem Hauſeen Zu erfragen in der
Exped. dieſes Blattes.

Ein tüchtiger Landwirt
Mitte 30er Jahre mit ca. 40 000
Mark kann ſofort in ein gr.
ſchuldenfreies Gut einheiraten
Zu erfr. bei Louis Klemm in

Schladebach bei Kötzſchau.

Verlorene Tochter

II. Teilt.
zrger Tageblatt (Kreisblatt).

Berantwortliche Redaktion Politik, Oertl. und prov. Teil: Ha SpoDruck und Verlag Merſeburger Druck- und Verlagsauſtakt L. Baltz, ſämtlich in Merſeburg.nun s Lotz rt: M. Hochheimer, Anzeigen: K. Baltzz.
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Beilage zu Ar. 161 des Merſeburger Tageblattes

Das „VRe'chsnotopfer“ und Herr

h Erzberger.Staatsminiſter Dr. Helfferich veröffentlicht in der „Kreuz
ztg“ folgende deutliche Charakteriſtik Erzbergers:
Das Geſetz über die r Vermögensabgabe wird, eingrlei in

elcher Form es ſchließlich zuſtande kommen mag, in die Hände desh ſeine Durchführung zuſtändigen Reichsfinanzminiſters eine Macht

ber die privalen Vermögensverhältniſſe eines jeden einzelnen legen,
ie ſie niemals einer Regierungsgewalt zuſtand. Eine ſolche Macht

Darf im öffentlichen Intereſſe nur in die Hände eines Mannes kom
en, in deſſen flecken loſe und untadelige Korrektheitn allgemeines und unbedingtes Vertrauen beſteht. Zu

Be Erzberger hat ein großer Teil des deutſchen Volkes, ich
glaube ſagen zu können, bis weit hinein in die Reihen ſeiner eigenen

riei, dieſes Vertrauen nicht. Auch ich kann Herrn Erzberger ein
echt auf dieſes Verlrauen nicht zugeſtehen. Es handelt ſich hier für

r nicht um die reichszerſtörende Politik des Herrn Erzberger, ſon
Dern um andere Dinge. Jch verzichte deshalb darauf, hier auf die
ebenſo hinterhältige wie verhängnisvolle Aktion des Herrn Erzberger
zvom Sommer 1917 noch einmal einzugehen. Der vollen „Wahr-

it“, die kürzlich die „Germania“ über dieſen Punkt verlangt hat,
ird ihr Herr und Meiſter nicht entgehen. Ich verzichte auch darauf,
ier die verderbliche Rolle zu beleuchten, die Herr Erzberger bei den

rhandlungen während des Waffenſtillſtandes (Finanz
jäbkommen, Auslieferung der Handelsflotte) geſpielt hat, näher

beleuchten. Desgleichen ſein mit keinem deutſchen Worte ſcharfne zu kennzeichnendes Verhalten während der Friedensverhand

ungen; dieſer Teil der Erzbergerſchen Tätigkeit gehört wenn irgend
eiwäs vor einen Staalsgerichthof. Hier ſteht für mich
lediglich diejenige Seite der Perſönlichkeit des Herrn Erzberger in
re welche für ſeine Eignung für die großen künftigen

ufgaben und die Vertrauensſtellung des Reichs
Finanzminiſter s von Wichtigkeit iſt.

Das Volk hat man braucht ſich nur umzuhören ein feines
Sefühl dafür, daß die Wahrhaftigkeit die Grundlage
xines jeden Verkrauens iſt; daß, wer mit der Wahrheit auf

eſpanntem Fuße ſteht, es auch mit anderen Dingen nicht all
u genau nimmt. Das unglückliche Verhältnis des Herrn Erzberger
ur Wahrheit iſt nachgerade weltkundig, von jenem frühen
tadium ſeiner politiſchen Laufbahn an, in dem der damalige Che

der Reichskanzlei ſich genötigt ſah, in offener Reichstagsſitzung au
Grund der Gerichtsakten den vereidigten Herrn Erzberger dem
An vereidigten Herrn Erzberger gegenüberzuſtellen; ſeitdem in
dem bekannten Pöplauprozeß das Gericht es ablehnte, Herrn
Erzberger auf ſeine Ausſagen zu ver eidigen; bis zu jenem
Be in dem der ehemalige Zentrumsführer Graf Hertling

n ſeiner Eigenſchaft als Reichskanzler ſich weigerte, den Abgeordneten
Erzberger fernerhin zu empfangen, weil er ſich von ihm „ange
Aogen“ fühlte, was nach Herrn Erzberger allerdings ein harmloſes

Mißverſtändnis“ war. Jch ſelbſt habe im Laufe der letzten WochenTem Reichsminiſter Erzberger nicht weniger als viermal öffent
ich in den verſchiedenſten Formen vorgehalten, daß er die Un
wahrheit ſage, und mich bereit erklärt, einen noch deutlicheren
Ausdruck zu gebrauchen, um Gelegenheit zur eidlichen Feſtſtellung zu

affen, wovon indes Herr Erzberger keinen Gebrauch gemacht hat.
h glaube, es iſt ein kaum ſemals dageweſener Fall, daß ein am

üerender Miniſter ſich genötigt ſieht, ſolche Vorwürfe von

Kreisblatt.
Donnerstag, den 24. Juli 1919.

einer Perſönlichkeit hinzunehmen, die immerhin einen politiſchen
Namen zu vertreten hat. Jn der Tat, wer ſo mit der Wahrheit um
ſpringt, der pflegt es auch mit anderen Dingen nicht genau zu nehmen.
Herr Erzberger hat dafür frühzeitig Beweiſe erbracht. Jch erinnere
an den Strafprozeß wegen der Entwendung von Akten aus
den Räumen des Flottenvereins, in deſſen Verlauf der Ober
ſtaatsanwalt die Feſtſtellung machen mußte:

„Dem als Zeuge vernommenen Abgeordneten Erzberger iſt
der Dieboffenbar bekannt. Da er ſich aber bereit erklärt hat,
zu beſchwören, daß er nach beſtem Wiſſen annehme, er würde ſich
durch eine Auskunft die Gefahr ſtrafrechtlicher Verfol-
Furt zuziehen, wird er zur Ausſage nicht gezwungen werden

nnen
Dieſe ungenaue Auffaſſung von den Dingen dieſer Welt hat

Herr Erzberger auch ſonch betäligt. Vor allem habe ich während
meiner Amtstätigkeit und ſpäterhin die Wahrnehmung machen müſſen
ich rede nicht unbedacht, ſondern wäge jedes Wort daß die
Stellungnahme des Abgeordneten Erzberger zu Fragen der Kriegs
politik und Kriegswirtſchaftspolitik eine an dere war zu der Zeit,
in der er durch ſeine Zugehörigkeit zum Thyſſen- Kon
zern (als Mitglied des Grubenvorſtandes der Gewerkſchaft „Deut
ſcher Kaiſer“ uſw.) ſchwerinduſtriell intereſſiert war, eine an
dere, nachdem er im Sommer 1917 aus ſeinen Stellungen im
ThyſſenKonzern mehr oder minder freiwillig aus geſchieden
war. Jch habe ſ. Zt. nicht ohne großes Erſtaunen in einem ſüd-
deutſchen Zentrumsblatt einen Artikel zur Verteidigung des „Schwer
verdieners Erzberger“ geleſen, in dem es u. a. hieß:

„Dieſe Beziehungen (von führenden Abgeordneten zum Groß-
kapital) ergeben ſich von ſelbſt und liegen mehr oder weniger im
Zuge des demokratiſchen und parlamentariſchen
Gedanken s. Das Großkapital ſucht Einfluß, Aufträge, wirtſchaft
liches Terrain bei Staatsaufträgen wie ſolchen privater Natur. Was
liegt näher, als daß man ſich bei Staatsaufträgen eines Abgeord
neten verſichert, der ſeinen Einfluß geltend machen
kann gegenüber den maßgebenden Kreiſen.“

Heute iſt das demokratiſche und parlamentariſche Syſtem“, in
deſſen Zug eine ſolche Entwicklung zur politiſchen Kor-
ruption nach dem Geſtändnis des damals zur Verteidigung des
Herrn Erzberger aufgeſtandenen Zentrumsblattes liegt, verwirklicht,
und der alſo verteidigte Herr Erzberger iſt Reichsfinanzmi-
niſt er und Stellvertreter des Miniſterpräfidenten. Herr Erzberger
wird heute die von ſeinem damaligen Verteidiger bekunde“e Auffaſſung
vielleicht laut ablehnen. Jch laſſe deshalb an Stelle anfechtbarer
Auffaſſungen eine kleine, aber unanfechtbare und bezeichnende Tat
ſache ſprechen:

Wenn ein Politiker es zuwege bringt, als Schiedsrichter
in Prozeſſen zwiſchen dem Reichsfiskus und einer privaten Geſellſchaft
zugunſten der Geſellſchaft zu entſcheiden, die letzte Entſſchei-
dung zugunſten der Geſellſchaft am 24. Mai zu unterſchreiben und ſich
am darauffolgenden 14. Juni, alſo drei Wochen ſpäter, in den mit
ſtattlichen Tantiemen dotierten Aufſichtsrat dieſer ſelben Ge
ſellſchaft wählen zu lafſen, ſo iſt vom Standpunkte der geſchäftlichen
und politiſchen Wohlanſtändigkeit dieſer Mann für mich erledigt. Jch
würde einen ſolchen Mann nicht einen Tag als Prokuriſten in meinem
Geſchäft behalten. Jch würde ihm jedenfalls niemals auch m
den kleinſten Vertrauensauftrag in die Hand geben.

Herr Erzberger hat wirkſam geholfen, das deutſche Volk in das
Elend des Schmachfriedens zu führen. Das deutſche Volk und feine
Vertretung hat das bisher hingenommen. Jetzt ſteht das deutſche

Volk litt Vertretung vor der Frage, ob es einem Manne von
der Qualifikation des Herrn Erzberger mit den ausgedehnten Voll
machten, die dem Reichsfinanzminiſter aus den kommenden Steuer
geſetzen erwachſen, über ſein Vermögen ſchalten und
walten laſſen will. Jch frage erneut: Soll das Deutſche
Reich und das deutſche Volk an dem Krebsſchaden Erz
berger zugrunde gehen

Das Zentrum gegen Erzberger?
Von unſerem Berliner Vertreter wird uns geſchrieben:

Aus parlamentariſchen Kreiſen wird mir berichtet, daß die
Stimmung im Zentrum gegen Erzberger nicht die beſte iſt. Ein
kleiner Kreis der linken Zentrumshälfte hält noch immer zu Erz
berger, dagegen mehren ſich die Stimmen, die in der Tätigkeit
Erzbergers nicht das Heil der Partei ſehen. Die beſonneneren
Zentrumsleute ſind durch die ganze Entwickelung der Partei
enttäuſcht. Die Partei hatte ihre nelle Taufe als „Chriſtliche
Volkspartei“ unter dem Geſichtspunkte vollzogen, daß ſie eine
nationale Partei ſein werde, die Anſchluß nach rechts ſuchen
müſſe. Deshalb haben ſich auch zahlreiche Perſonen ihr anrn die nicht zum Katholizismus gehören. Nachdem ger
die letzten Sitzungen der Nationalverſammlung durch den Er
bergerſchen Einfluß die Partei auf die ſchiefe Bahn und an die
Seite der Sozialdemokraten brachte, und nachdem nun noch das
Zentrum das Odium auf ſich lud, den Schmachfrieden an der
Seite der Sozioldemokraten beſchloſſen zu haben, wird innerhalb
der Zentrumsreihen oſſen Um kehr verlangt. Es haben inner
halb der Partei ſchon harte Kämpfe ſtattgefunden, und die Be
fürchtumg, daß es zu einer Spaltung der Partei kommen köönnte,
iſt nicht ganz von der Hand zu weiſen; denn einml iſt es die
angeſchnittene Seite die zu Streitigkeiten führt, dann aber
herrſcht im Zentrum ein großer Gegenſatz zwiſchen den Abge
ordneten aus dem Rheinland und Oberſchleſien einerſeits und
den anderen Abgeordneten. Die Rheinländer und Oberſchleſier
ſind Separatiſten. Und wenn auch die Nationalverſammlung
das Geſetz ſchuf, das eine Abſplitterung Preußens erſchweren ſoll,
ſo geht die Beftrebung in rheiniſchen Zentrumskreiſen nach einer
rheiniſchen Republik ind in Oberſchleſien nach einem Freiſtagt
Oberſchleſien. Die Meinungen prallen alſo im Zentrum in
zwiefacher Hinſicht auf einander. Erzberger hat ſchwere Tage;
denn ihm allein egt es ob, die Widerſtreitenden zu beſänftigen.
Von Dauer kann das aber nicht ſein; denn die Anſicht in parla
mentariſchen Kreiſen geht dahin, daß das Zentrum es. trotz ſeiner
Erfolge micht verantworteif könne,
demokratie zu ſtehen gegen die anderen Parteien.

Soweit unſer Mitarbeiter. Wir halten ſeine Ausführvn
gen. obwohl ſie die Strömungen innerhalb der Zentrumsperrtei
zweifellos richtig wiedergeben, in ihren Ausblicken wo den
langjäbrigen Erfahrungen mit der Taktik der Ultrwrrontanen
für völleg abwagig. Zwaffellos gibt es im Zentrwn jetzt wie
früher eine größere Anzahl gut und aufrichtig nonalgeſinnter
Männer. Aber dieſe wird von der durch oeg ultramontan
imprägnierten Parteileitung z. Zt. von dem ausgeprägten
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grnlent, h e u e n

zu n und den katholiſchen Beſtandteilen des Reiches
eine möglichft äberwiegende Machtſtellung inmerhatb desſelben
zu

Solange der nationale Gedanke im katholſſchen Derrtſchland
nicht wirklich alle feindlichen Strömungen zurückdrängt, iſt wicht
auf eine Teünmug des Zentrums und auf Hilfe aus feinen Kreiſen
für die Wiedergeburt des deutſchen Reiches zu rechnen. Nur
d eine gründliche Wahlniederlage können die Römlinge
im Zentrum ihren Einfluß verlieren. Und einſtweilen hält es
ſchwer am eine ſolche zu glauben

Politiſche Rundſchau
Mordtaten feindlicher Veſatzungstruppen.

Die franzöſiſche Preſſe macht den Verſtrh, den dem frotzö
ſiſchen Sergeanten Man heim bei ſeinem nächtlichen Aue
dareh anrüchige Berliner Stadtviertel zugeſtoßenen Ungliücks
aatf eine durch Verhetzung zurückzuſihrende Racheſtimmungegen die Franzoſen zurückzuführen und daraus die Vernewort

üichkeit ſür die Geſamtbevölkerung Berlins herzulkeiten. Es iſt
nun intereſſant, wie ſich die ſogenannten „Sie ger“ in dem
beſetzten deutſchen Gebiet be m. Für ſie als „Sieger
barrn man doch eine Racheſtinmung nicht einmal als Entſchul
digung anſhnen. Dennoch wollen die Mordtaten an
harmloſen deutſchen Bürgern durch feindliche Be
ſatzungstruppen kein Ende wehmen. Wir geben hier nur errtige
Fälle aus der Fetzten ger wieder, die ſich in der Düſſeßdorßer
Gegend zugetragen nvo wurde am e auf der LauswartnJſel bei Düffeldorf
der Kaſſenbote Kura ohne jegliche Anlaß von einem belgiſchen
Poſten erſchofſen; während ſeine Kinder badeten. Vom deutſchen
Abſchnittskommandeur wurde ſofort Proteſt gegen die delgiche
Untat erhoben, aber eine Antwort auf dieſen Proteſt iſt bisher nicht
erfolgt.f n 13. Juli wurde bei Schloß Gkler ein unbekannter
Mann in der neutralen Zone 440 Meter von der Grenze des beſetzten
Gebiets entfernt, von einem britiſchen Wachtpoſtan wieder
gehchoſſen.

21. Mai wurde der Arbeiter Heinrich Vrachet bei Langen
ſeld im beſetzten Gebiet vor engliſchen Soldaten erſtochen.

Ein junger Mann, natmens Hoppen, wurde Ende Mai bei
Kaiferswert in der neutralen Zone erſchoſfen.

Die wahre Urſache des Kolonialraubes.
Jm „Morgenbladet“ ſchreibt der norwegiſche Arzt Dr. Gu

lomſen der viele Jahre in Ueberſee gelebt hat, über die deutſche
Kolonialvertaktieng u. a., den Glaubensſatz, den die engkiſche
Dreſſe der Norwegern aufgedrängt habe, daß die Deutſchen
ihre Kolonnen nicht verwalten könnte und die Eingeborenen
ſchlecht behandelten, werde die Geſchichte ſicher berichtigen. Tat
Kächlich hätten vie Deutſchen in ihren Kokonien, be

rbekämen, ſo geſchehe dies nicht, ſie nicht verſtanden
hätten, ſie zu verwalten was Unſinn ſei, ſondern weil ſie es

beſſer, als i e h hätten,n r r 7 v erhäldnismäßig a n brauchbar fogar wohlharende Wolke zu ſchaffen. 4
Die Abſchnürung Oßpreußens.

Abg. Graf Kanitz hat in der Landesverjammkung dieW in einer einen Anfrage aufgefordert, ein be
ſonders ſtarkes Trnppenkontingent b
wach Oſtpreußen zu verlegen, um den inneren und eren
Schutz der Provinz zu iſten, die ſich nach der Abtrevom W 7 urch den n e To e äuhen
unglücklichen n Lage beſinden wird, die den gäng
lichen Verluſt des Provinz befürchten laſfe.

Die Provinz Oberſchleſien.

Zu der obenſchleſtſchen Frage erfährt die Voſſ. Ztg. gegen
über Ableugnungen in der Preſſe von zuſtändiger Seite: Die
preußiſche Staatsregierung beabſichtigt, den preußiſchen Pro
vinzen r Autonomie zu gewähren und wie
ſchon in den Blättern eldet, einen Geſetzentwurf in dieſen
Sinne ausgearbeitet. Oberſchbefien für Deutſchland ſtim
men ſolkte, foll eine Provin berſchleſien errichtet
werden; damit wäre den tändigkeitsbeſtrebungen weit
reichendes Entgegenkommen bewieſen, ſo daß auch diejenigen,
deren Beſtreben dahin geht, aus Oberſchleſien einen felbſtändi
gen Freiſtaat zu machen, durch dieſe Löſung der Frage befriedigt
ſein Wnnten.

Wie ſich die Franzoſen im Saargebiet beliebt machen.

Die „Kööhn. Volksztg. meldet aus Saarbrücken: DerOberſte Verwalter des Saar ebiets Generak Andkauer
hat den Wegfſall ſänntlicher Feſſeln verfügt, die bisher den Ver
nen. dem Gehellſchaſtsleben uſw. aujerkegt waren. Für

ffenthiche Kolale iſw. iſt keine Feierabendſtunde mehr
feſtgeſetzt. Jedoch bedürfen wie bisher alle politiſchen und ge
werkſchaftlichen Vereinsveranſtaltungen der Genehmigung
der zuſtändigen Militärbehörden.

Woſür Frankreich Entſchädigeeng fordert.

Frankreichs Rechnung für die Wiedergutmachung, über die
Dubois im Friedensgusſchuß der franzöſiſchen Kammer berich

tet hat urd die ſich auf 200 Milliarden Mark ſtellt, ſetzt ſich im
einzelnen aus folgenden Poſten zuſammen

Aus humderineunzehnm Milliarben für materielke
Schäden, in denen dreiundzwanzig Milliarden für

enkgangene Gewinne durch Stillegung der IJndagſtrie
einbegriffen find. Die Summe der Fapitalifierten Milktär-

penſionen beziſfert er auf dreiundolerzig Milliarden ein
und fünfzig Millionen. Für minderjähri-
ger Kinder berechnet er ſechs Milliarden neunhwndertzwan

zig Millionen. Für Entſchädigumngen an Hinterbliebene
zwei Milliarden ſünſhundertneunzehn Millionen für Entſchädi

gungen an Wit wen uwd Verwundete rechnet er ſechs
Milliarden für militäriſche Unterſtützanigen wach Geſetz vom
5. Aunuſt 4914 dreizehn Milliarden zweihemndertundfünfund

ſiebengig Millionen und ſchließlich ſier Zuwendamgen an
eiarndſämßzig

ſonders in Oftafrike, johrelang wirtſchoftlich, Kulturell und vor hun
Kriegsgeſfangene hundertdvei Mällionen fechst wderſtebengigtachent Franken.

OfVelien den Pelen
Wie „Matirr mitteſks warde in einem Brief des General

iats der Friede nz an die ukrainiſche Friedens
tion mitgeteit daß Oſtgalizien zu Polen ge

ſchlagen werde. Dadarrch erhalſe Polen mit Ramänien eine
9em e Grenze.

Aus Stadt und Umgebung
Im Unglück.

Wenn wir daran denken wie in dieſen tüefernſten Jeiten große
Teile des Volkes ſich den zweifelhaſteften Vergnügungen hingeben,
wenn wir uns die Schauerprogramme der Kinvs, die zahlloſen

Tanzanzeigen und vieles andere vergegenwärtigen, ſo könnte uns
Trauer erfaſſen und das Empfinden, daß es heller Wahnſinn iſt, der
aus dieſem Treiben ſpricht. Bei dem Verfuche, eine Erklärung dafür

zu finden, kommen wir aber wohl zu dem Schluſſe, daß es ſi bei
dieſer Erſcheinung um nichts ſonderlich Ueberraſchendes handelt, ſo
unerquicklich ſie iſt. Die menſchliche Natur kann ſich mit dem Augen
blicklichen, ſei es Gutes oder Schlimmes, nicht für längere Zeit be
faſſen, Die wenigen, die es tun, ſind entweder Genies oder Ver
rückte, die ihr raſtloſes Sichvertiefen zum Wahnſinn getrieben hat.
Die große Naſe verharrt aus Selbſterhaltungstrieb, aus der inſtinki
mäßigen Abwendung vom Unangenehmen, durch alle Widerlichkeiten
hindurch bei ihren Gewohnheiten, beſanders beim Vergnügen. Die
Chineſen genießen das Leben, weil ſie es für geringwertig halten;
ſie gehen in dieſer Lebensanſchauung weiter als andere Völker, aber
alle haben, bewußt oder unbewußt, an ihr Teil. Deshalb ſehen wir
Vergnügungen und alle Trivialitäten zu Zeiten größten Unglück
zu höchſter Entfaltung kommen. Deutſchland bietet heute in dieſer
Hinſicht das Bild des römiſchen Reiches bei feinem Zuſfammendruch
oder Frankreichs zur Zeit der großen Revolunion. Die größten Tri
umphe oder das größte Mißgeſchick finden die Menſchen nicht in der
Verfaſſung, die der Bedeutung derartiger Umwälzungen entſprechen
würde. Es iſt den Menſchen unmöglich, ſich ſelbſt dauernd daran
zu erinnern, daß er inmitien großer Ereigniſſe ſteht und ſein Denken,
Handeln und Fühlen darnach richten muß. Die Haltung des Ein
nen in ſolchen kritiſchen Zeiten ergibt ſich aus ſeiner ganzen Lebens
art und die Natur ſträubt ſich, ſich in allzubewußter Teilnahme zu
erſchöpfen. Die Menſchen, die immer ernſt ſind, ſind micht diejenigen,
die in ernſten Lagen auch am beſten handeln.

Wir Deutſche haben das Leben, uns ſelbſt und unſere Theorien
Kwcvg zu ernſt genommen. Etwas weniger Streberei, mehr unbe
wußte Wefsheit würde uns für das praktiſche Leben, auch auf dem
Gebiete der Politik, zu ſtatien kommen.
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toller bis zu einem gewiſſen Grade verſtändlich erſcheint, ſo ſollte an

jene durch Belehrung und Geſetze (Kino) andere Wege zu weiſen
und ihnen zu der Erkenntnis zu verhelſfen, daß fie bei beſcheideneren

und Vergnügungen anderer Art auch auf ihre Rechnung
kommen.

Mittelalterliche Volksſpiele.

Es fei nochmals an die „Mittelalterlichen Volksſpiele“ erinnert
die am 28. und 29. Juli im Schloßgartenpavillon ſtattfinden. Die
Karten zu den zwei Abend- und zwei Nachmittagsvorſtellungen ſind
im Herzog Chriſtian“ zu haben. Der Preis beträgt für die Abend-
vorftellungen 3 und 2 Mk. für die anderen 2 und 1 Mk. Durch die

Rachmittagsvorſkellungen wird auch den Vewohnern der Amgebung
Merſeburgs Gelegenheit gegeben, ſich die Volksſpieke anzuſehen. Es
wird hier etwas ſo Eigenartiges und Schönes in den zwei Volks
ſpielen „Spiel vom Sündenfall“ und „Totentanz“ geboten, daß jeder,

der nur irgend Zeit hat und fich genußreiche Stunden verſchafſen will,
ſich die Stücke anſehen ſollte.

3

Wenn uns ſo das Gebahren der großen Menge Vergnügungs

geſichts der vielfachen Uebertreibung dennoch nichts verſäumt werden,

m
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Erſcheint Mittwochs und Sonnabends. Zu beziehen durch ſämtliche Poſtanſtalten
zum Preiſe von 2.40 Mk. viertelzährlich oder 80 Pfg. monatlich.

Nr. 14.

s Bekanntmachung
Uber die Ausgabe der Reichsbrandbezugsſcheine der Reihe IV.
r Die Ausgabe der Reichsbrandbezugsſcheine der Reihe IV

(Auguſt) war für Ende Juni 1919 geplant.
Der Wegfall wichtiger Kohlenreviere durch die feindliche Be

ſetzung, der ſtarke Rückgang der Förderung, die Nachwirkungen der
Streiks in der Ruhr und in Ober und Niederſchleſien und die an
dauernden Verkehrsſchwierigkeiten haben jedoch die planmäßige Ver
ſorgung des Hausbrandes derart geſtört, daß ſchon im zweiten Monat
des neuen Wirtſchaftsjahres faſt in allen Verſorgungsbezirken außer
gewöhnliche Rückſtände zu verzeichnen ſind.

Den Gruben iſt es trotz aller Bemühungen bis zum gegen
wärtigen Zeitpunkt nicht gelungen, die Hausbrandbezugſcheine der
Reihe J voll aufzuarbeiten, geſchweige denn die Bezugſcheine der
Reihe II und III.

Da ſohin dem Handel noch große Mengen unbelieferter Bezug
ſcheine vorliegen, hätte die Ausgabe der neuen Bezugſcheine der
Reihe IV keinen Zweck; ſie würde nur die Zahl der unbelieferten
Bezugſcheine vergrößern und die ordnungsmäßige Belieferung und
Aufarbeitung der Bezugſcheine der früheren Reihen erſchweren.

Der Reichskommiſſar für Kohlenverſorgung hat ſich deshalb ent
ſchließen müſſen, die Ausgabe der neuen Bezugſcheine der Reihe IV
noch zu verſchieben.

a werden vorausſichtlich erſt am 20. Juli 1919 ausgegeben
werden.

Angeſichts dieſer Tatſachen verfehle ich nicht, auf den bittern
Ernſt der Lage hinzuweiſen und bitte die Bevölkerung des Kreiſes,
ge die denkbar größte Sparſamkeit bei der Verwendung der Brenn-
ſtoffe bedacht zu ſein.

Merſeburg, den 14. Juli 1919.
Der kommiſſariſche Landrat.

Dr. Mosle.
2t Bekanntmachung.

Die Zuſtändigkeit,egder nach Abſchnitt II der Verordnung der
Reichsregierung vom 3*. Dezember 1918 r etzratt 1919 S. 2
bis 4) den Rentenempfängern und Jnvaliden aus dem allgemeinen
Militärpenſionsfonds zu bewilligenden Rentenzuſchläge wird dadurch,
daß u. U. Rente und Penſion infolge Ruhens oder Erſtattung an den
Zivilpenſionsfonds gemäß 8 30 Abſ. 1 Nr. 3 u. 4. des Mannſch.
Verſ. Geſ. 06 an Verſorgungsberechtigte mung Zahlung kommen
und auch ſonſtige Verſorgungsgebührniſſe riegszulage uſw.
nicht zuſtändig ſind, nicht berührt. Die Rentenzuſchläge werden
lediglich nach Maßgabe des der Verſorgungsberechtigung zugrunde
liegenden Erwerbsunfähigkeitsgrades (nicht Dienſt zeit) durch
die Penſionsregelungsbehörde zahlbar gemacht, in deren Kataſter der
h zuletzt geführt worden iſt. Bei Empfangsbe-
rechtigten, deren Rente oder Jnvalidenpenſion ruht, fehlt den Pen
ſionsregelungsbehörden eine Kontrolle, beſonders darüber, ob die Be
treikenden noch am Leben ſind uſw. Dieſe Leute müſſen ſich daher
mit einem Antrage, der auch erkennen läßt, aus welcher Kaſſe die jetzt
ruhenden Gebührniſſe zum letzten Male gezahlt worden ſind, an die
für dieſe Kaſſe zuſtändige Penſionsregelungsbehörde Regierung
wenden. Der Antrag muß gegebenenfalls eine entſprechende Angabe
enthalten, wenn der Antragſteller von einem nicht preußiſchen Trup
penteile mit Rente oder Penſion entlaſſen worden iſt. Perſonen,
denen lediglich auf Grund von Dienſtzeit Verſorgungsgebührniſſe
zuerkannt worden ſind, erhalten keine Rentenzuſchläge.

Merſeburg, den 14. Juli 1919.
Der kommiſſariſche Landrat.

Dr. Mosle.

Werſeburg, 23. Juli 1919.

s Bekanntmachung.
Jn letzter Zeit ſind einem Gefangenenlager des Korps

bereichs wiederholt typhuskranke oder typhusverdächtige
ruſſiſche Kriegsgefangene in einem Fall ſogar ein an
Fleckfieber Erkrankter von entfernt gelegenen Arbeiis
ſtellen mittelſt Fuhrwerk oder Eiſenbahn zugeführt worden.
Da durch die Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel in
ſolchen Fällen die Bevölkerung ſehr gefährdet wird, werden
diejenigen Gemeinden, die Kriegsgefangene beſchäftigen, darauf
hingewieſen, im Falle des Auftretens anſteckender Krankheiten
unter den Kriegsgefangenen die ſofortige Ueberführung der
Betreffenden in das nächſtgelegene geeignete Krankenhaus
unter Vermeidung der Eiſenbahn und unter Wahrnehmung
aller nötigen Vorfichtsmaßregeln zu bewerkſtelligen. Eine
Ueberführung nach dem St inmlager kann nur dann in
Frage kommen, wenn dasſelbe der betreffenden Arbeitsſtelle
am nächſten liegt.

Merſeburg, den 15. Jnli 1919.
Der kommiſſariſche Landrat.

Dr. M o slLe.

Bekanntmachung.
Auf Grund des 8 12 der Bekanntmachung über die Ex

richtung von Preisprüfungsſtellen vom 25. September 1915
(R.-G.-Bl. S. 607) werden für den Umfang des Kreiſes
Merſeburg folgende Kleinhandelshöchſtpreiſe für daß Pfund
Kirſchen feſtgeſetzt:

Süßkirſchen l 7 I u x 0,85 3Sanerkir ſchen 00Merſeburg, den 17. Juli 1919
Der kommiſſariſche Landrat-

Dr. Mo s l e.
wer

9 Bekanntmachung.
Jm Auftrage des Herrn Miniſters der geiſtlichen und

Unterrichts- Angelegenheiten werden die Verkäufer von
Mineralwaſſer im Ausſchank hierdurch angewieſen, Getränke,
leichviel ob Cholera droht oder nicht, nur in einem der
rinkwaſſertemperatur entſprechenden Wärmegrade von etwa

10 Grad Celſius abzugeben.
Merſeburg, den 17. Juli 1919.

Der kommiſſariſche Laudrat.

Dr. Mosle.

8 Bekanntmachung
betreffend Einlöſung der Zinsſcheine der pre iſchen Staatsſhut und e B. Kenner der Zins

einbogen.
Die Zinsſcheine der preußiſchen Staatsſchuld und der

Reichsſchuld werden bereits vom 21. des dem Fälligkeits-
termin vorangehenden Monats abbeiden Zinsſcheineinlöfungs-
ſtellen eingelöſt und bei allen hauptamtlich verwalteten ſtagat
lichen Kaſſen, mit Ausnahme der Kaſſen der Staatseiſenbahn
verwaltung, ſowie bei Entrichtung der durch die Gemeinde
zur Hebung gelandenden direkten Staatsſteuern in Zahlung
genommen.

2üä
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Ermächtigt, aber nicht verpflichtet zur Annahme der Zins
fcheine an Zahlungsſtatt ſind die Reichspoſtanſtalten.

Durch Vermittelung der Zinsſcheineinlöſungsſtellen
können auch neue Zinsſcheinbogen Loſtenlos bezogen werden.

Merſeburg, den 17. Juli 1919.
Der kommiſſariſche Landrat.

Dr. Mosle.

w Bekanntmachung
Als Zuſatz zu meiner Bekanntmachung betr. Landwirt

ſchaftlicher Lohntarif für den Kreis Merſeburg gebe ich fol-
W Peſchlüßre dor Land wirtſchaftlichen Arbeits gemeinſchaft

ekannt.
Merſeburg, den 22. Jult 19109.

Der kommilſariſche Landrat.
Dr. Mosle.

1. 83 V, Abſ. 1. Die für das Kalenderjahr 1918 beſchloſſenen
Söhne und Arbeitsbedingungen bleiben bis 31. März 1920

in Gültigkeit.
2. Zu IV, F. Löhne für Geſinse (männliche und weibliche

Arbeiter, welche Koſt und Wohnung erhalten) mit Geltung
ab 1. Juli b.

a) männliches Geſinde

im Alter von 3 Jahren je Woche
e

x über 20 e r xb) weibliches Geſinde
Alter von 14—-16 Jahren 240. jährlich zahlbarv 15 Se 200. nmvngtlichen

über s 860. Raten
u e

W r l e

Außerdem erhalten alle Geſindeperſonen freie Koſt uns
Wohnung, die mit 3. je Tag vewertet werden.

Die Arbeitszeit für Geſinde bleibt die bisher übliche;
dem weiblichen Geſinde iſt eine Stunde Mittagspauſe zu
gewähren.

3. Zu IV, Für Stallſchweizer und Gutshandwerker gelzen
e von der Provinzialnrbeits gemeinſchaft feſtgeſetzten
Tariſſätze. Abörucke hiervon und Vertragsformulagre ſtehen
in der Geſchäftsſtelle Merſeburg, Halleſcheſtraße 9 zur Ver
ſügung.

4 Löhne für Akkorbarbeiten: Befondere dringliche Arbeiten
ſins nach freier Vereinbarung zwiſchen dem Betriebsleiter
und den Arbeitnehmern bezw. dem Arbeiterausſchuß in
Atkord zu leiſten. Die Feſtſetzung der Höhe des Akkord-
lohnes bleibt wegen der ſehr verſchiedenen Verhältniſſe
(Witterung, Stand der Früchte, Boden) der Freien Ver-
einbarung zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer bezw.
Arbeiterausſchuß überlaſſen. Als Grundfatz hierfür gilt,
daß das Verhältnis zwiſchen Akkord- und Tagelohn etwa
dem früheren entſpricht. Die Vereinbarungen ſind vor
Aufnahme der in Akkord zu leiſtenden Arbett zu treffen.
Zu V, Abſ. 3. Für Frauen iſt auch der Rückweg von ber
Arbeitsſtelle in die Arbeitszeit einzurechnen.

Merſeburg, den 16. Juli 1919.
Die landwiriſchaſtliche Arbeitsgemeiuſchaft

für den Kreis Merſeburg:
gez. Dr. Orphal, Vorſitzender,

Für den Arbeſtgeberverband: Für den Arbeitnehmerverband:

gez. C. Beyling. gez. Julius Möwes.
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Metrſeburger Dtuck und Verlegs Anſtalt L. Baltz.

Fortſetzung des Kirſchenverkaufs

auf Abſchnitt 99 des Lebensmittelheftes Nr. 2351-2400
ſowie an alle, die auf Abſchnitt 100 des Lebensmittelheftes
Kirſchen bisher nicht erhalten haben, am Donnerstag, den
24. Jnli 19849, vormittags von 10 Uhr ab in den Verkaufs-
kaufsſtellen Rauch, Markt und Vogel, Roßmarkt.

Merſeburg, den 23. Juli 1919.
E.-A. II. 2122/16. Das ſtädtiſche Lebensmittelamt.
h er

Fleiſchverkauf auf der Freibank
findet am 24. Juli 1919

von 59 Uhr auf die Ordnungsnummern 2601--2600
att.

Merſeburg, den 23. Juli 1919.
L. A. J. 704/19. Das Kädtiſche Lebensmittelamt.

3 eſ. geſch.) iſt ein bewährtesT x P 0 s r a f S S s a. Miuel
Zeugnis ſchtechtes Blut bekam ich Nerdenlähmung und

e einen laganfall, wodurch meine ganze linke Seite ge
ähmt wurde. Bereits nach Verbrailch von 3 Voſen Tipografec

verior ſich dieſer Zuſtand gänz erheblich, ſodaß ich mein Bein und
meinen Arm wieder bewegen ünd ziemlich gut See kann. Be
obachtet habe ich auch, daß meinen Körper eine a u Wärme
durchgutet, was früher nicht der Fall war. Ehrlich muß ich ſagen,
daß ich mit dem Erfolg ſehr zufrieden bin und Ihr Tipografee
aufs wärmſte empfehlen kann.

Berlin, 27. Januar 1916. J. Tuscher.
Dieser Tee ist erfolgreich bei Nerven-, Rheuma ſismus,

Skrofulösität, Arterienverkalkung, Hartleibigkeit,
Epnepsie, Tuberkulose, Lahmungen und Schlaganfällen.

Ein Paket Mark 3.—, Porto extta, dei 6 Paketen und darüber
portofrei. Nur echt zu beziehen gegen Nachnahme von:

Thüringer Teefebrik Hermann A. Müller,
Schmiedefeld, Thür., Kreis Schleuſingen.

WohnungsEinrichtung. Photogr. Apparat
Wohnzimmer, Schlafzimmer,
Küche, evtl. gebraucht, zu kanfen zu verkaufen. 9 X 12 em,
gen Angebote unter B. Krügener Klapp Kamera

232 an die Erpedition DoppelAnaſtigmat. Angebote
dieſes Blattes. unter Bez. 260 a. d. Exp. d. Bl.
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Anzeigen- Uebernahme
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e Merseburger Druck-
und Verlags- Anstalt

(L. Baltz)

u Merseburg
S Hälterstrasse 4.

für alle Zeitungen und Zeitschriſten
zu Originalpreisen.
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